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Preuſ en. 


Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſche 
Staats⸗Verfaſſung. 
(Sitzung vom 24. Auguſt.) 

Nachdem das Protokoll verleſen, theilt der Präſi⸗ 
dent Grabow mit: daß die zweite Abtheilung 
gegen die Wahl eines Berichterſtatters zu 
der Central-Abtheilung wegen des Geſetzes 
zur Verhinderung von Aufläufen, unerlaub— 
ten Volksverſammlungen ꝛc. Proteſt einge: 
legt habe, die öte und te Abtheilung ſei mit den 
Berathungen nicht zu Ende gekommen. Koſch als 
Vorſitzender der 2ten Abtheilung erklärt, daß 
man nicht geſtern zur Berathung des durch äußere 
Umſtände herbeigeführten Geſetzes habe ſchreiten wol⸗ 
len, es liege in der Schnelligkeit, mit der man über 
ein ſo wichtiges Geſetz berathen ſolle, ſo zu ſagen et⸗ 
was Terroriſtiſches. Man habe übrigens Seitens 
der 2ten Abtheilung nur für geſtern, nicht aber über 
haupt die Berathung des Geſetzes abgelehnt. Wal⸗ 
deck erklärt: daß die Ifte Abtheilung denſelben 
Beſchluß wie die Dte gefaßt und ſich nur auf die 
eventuelle Berathung eingelaſſen habe. v. Berg be⸗ 
merkt, daß nach § 24 des Geſchäfts⸗Reglements die 
Vorlagen der Regierung in die Abtheilungen gehen, 
wenn nicht ein Beſchluß deren ſofortige Berathung be⸗ 
ſtimmt. Da die Vorlagen der lebten Plenarverſamm⸗ 
lung nicht bekannt geweſen, habe ein ſolcher Beſchluß 
auch nicht gefaßt werden können, das von dem Herrn 
Miniſter⸗Präſidenten in der letzten Sitzung Mit⸗ 
getheilte ſei nur als eine freundliche Mittheilung zur 
der Verſammlung zu betrachten. Behnſch 
die Verſammlung gegen ſtillſchweigende 


verwahrt N 0 =D 
erinnert, wie man in einem andern 


Beſchlüſſe und 


Falle, bei der Wahl der Poſener Commiſſion, Seitens 


3 Präſidiums die Unmöglichkeit ſtillſchweigender Be⸗ 
ein as erhalten habe. Nachdem noch Bu⸗ 
cher, Borchardt, Phillips, Tamnau geſprochen, 
erklärt Präſident Grabow unter allgemeinem 
Beifall der Verſammlung: wie er offen und 
ehrlich geſtehen müſſe, daß er ſich diesmal in 
Betreff des Reglements geirrt habe. v. Berg 
will die Frage geſtellt wiſſen: „Soll die Vorlage ſo⸗ 
fort berathen werden oder nicht!“ Zachariä wünſcht 
deren Berathung bis Montag oder event. bis dahin 
ausgeſetzt, wo ſich die gedruckten Vorlagen in den Hän⸗ 
den aller Mitglieder befinden. v. Berg meint, daß 
es ſich lediglich um ſofortige Berathung oder um Ber 
rathung auf dem gewöhnlichen Wege handele, der Hr. 


Miniſter⸗Präſident habe in der letzten Sitzung auf fo: 


fortige Berathung angetragen. Der Miniſter⸗Prä⸗ 
ſident erklärt: daß es der Regierung wohl auf ſchleu— 
nige Berathung des Geſetzes ankomme, daß ſie aber 
weit entfernt ſei, die Verſammlung übereilen zu wollen. 
Wachsmuth vereinigt ſich mit dem Antrage Zacha⸗ 
riä's, v. Berg zieht feinen Antrag zurück. Wachs: 
muth macht, unter großem Beifall der Rechten und 
der Centren, darauf aufmerkſam, wie, während man 
über den Schutz der perſönlichen Freiheit in 
der Verſammlung berathſchlage, in Charlot— 
tenburg und Berlin ſich verleitete Volks- 
mengen zu fe traurigen Exceſſen haben hin: 
reißen laſſe A In der großen und guten Haupt: 
ſtadt Berlin wären ſie zum Theil hervorgerufen durch 
jene beiden Plakate, von denen der Herr 


Miniſter des Innern bereits das eine hier mitge⸗ 


* 


theilt, Zachari ſpricht für feinen Antrag und 


die Verſammlung tritt demſelben mit großer Ma⸗ 


D 


* 


jorität, faſt nur mit Ausnahme der äußerſten Lin⸗ 
ken, bei. Hier verlangt Jung das Wort zu einer 
perſönlichen Bemerkung: er habe in einer der diſche Geſetzgebung bereits geſichert ſei, wie Zweiffel 
erſten Sitzungen den Antrag geſtellt: die preußiſche | aufführt, widerlegen v. Daniels und Neuenburg. 
National⸗Verſammlung möge den Hinterbliebenen der Harraſſowitz ſchlägt vor: das Gericht ſei ſchuldig, 
Märzkämpfer eine Unterſtützung votiren; dieſer Antrag den Verhafteten binnen 48 Stunden über die Anſchul⸗ 
befinde ſich ſeit 10 Wochen in den Abtheilungen und digungsgründe zu vernehmen und demnächſt über Fort⸗ 
zwar ſei es die Schuld des Berliner Magiſtrats, von dauer oder Aufhebung der Haft Beſchluß zu faſſen; 
dem man Auskünfte verlangt habe, daß der Antrag eine lediglich zu polizeilichen Zwecken erfolgte Verhaf⸗ 
noch nicht weiter gediehen ſei. Koſch eröffnet, als tung dürfe die Dauer von 24 Stunden nicht über⸗ 
Vorſitzender der Central-Abtheilung, daß der Minifter ſchreiten. ; 

des Innern ſowohl den Berliner Magiſtrat, als auch Als der Schluß der Debatte beantragt und ge⸗ 
das Polizei⸗Präſidium zu den gewünſchten Recherchen nehmigt iſt, bezeichnet es der Miniſter des Innern 
angewieſen habe. Jung erklärt, daß vor etwa 10 | Kühlwetter als die Aufgabe der bevorſtehenden Be⸗ 
Wochen die Central-Abtheilung ſich privatim wegen ſchlußfaſſung, den in der belgiſchen, rheiniſchen und 
Auskunft an den Berliner Magiſtrat gewandt, diefer franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung ſcharf hervorgehobenen 
feine Pflicht aber verabſäumt habe, wenn er es Unterſchied zwiſchen richterlicher und adminiſtra⸗ 
erſt auf die Verfügung des Miniſteriums des Innern tiver Polizei feſtzuſtellen, und den zur Quelle der 
habe ankommen laſſen. — Ein Prioritäts⸗Antrag v. Gehäſſigkeit gewordenen Mißbräuchen vorzubeugen. 
Schaffraneck, der den Schutz der polniſchen Die Regierung ſei mit den Grundfägen, von welchen 
Mutterſprache in Oberſchleſien betrifft, wird die Kommiſſions⸗Anträge und die Amendements aus⸗ 


ter'ſche Amendement gebotenen Schutzmittel der per⸗ 
ſönlichen Freiheit. Daß dieſe nicht durch die altlän⸗ 


nicht hinlänglich unterſtützt. 

Der Präſident Grabow ſetzt, im Einverſtändniß 
mit der Verſammlung, die nächſte Sitzung auf S onn⸗ 
abend feſt. Man geht zur Tages⸗Ordnung über. 

Der § 3 des Geſetz⸗Entwurfs zum Schutze 
der perſönlichen Freiheit, welcher lautet: „Dieſe 
Beſtimmungen ($ 1,2) bleiben außer Anwendung auf 
Perſonen, welche zu ihrem eigenen Schutze oder wäh⸗ 
rend ſie die Ruhe, die Sittlichkeit oder die Sicherheit 
auf den Straßen und an öffentlichen Orten gefährden, 
polizeilich in Verwahrung genommen werden. Dieſe 
Perſonen müſſen jedoch wenigſtens binnen 24 Stun⸗ 
den entweder in Freiheit geſetzt oder dem gewöhnlichen 
Verfahren überwieſen werden — kommt zur Debatte, 
Zahlreiche Amendements ſind eingegangen, von welchen 
die der Abgeordn. v. Daniels, Walter, Harraſ⸗ 
ſowitz und v. Liſiecki zu einer längeren Discuſſion 
führen. In den Prinzipien, einem ausgedehnten 
Schutze der perſönlichen Freiheit gegen polizeiliche Be⸗ 
ſchränkungen und Feſtſtellung der Formen, unter wel⸗ 
chen die Freiheit beſchränkt werden darf, ſtimmen alle 
überein. Sie unterſcheiden ſich faſt nur durch die 

größere oder geringere Specialiſirung der Fälle und 
der zu beobachtenden Formen. v. Daniels empfiehlt 
die Aufnahme der Art. 615—617 der rhein. Straf⸗ 
prozeßordnung in das Geſetz mit der durch die alt⸗ 
ländiſchen Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗Einrichtungen ge⸗ 
botenen Modifientionen. Walter will, daß jeder 
Verhaftete binnen zehn Stunden nach ſeiner Vorfüh⸗ 
rung vor den zuſtändigen Richter von demſelben fo 
vernommen werde, daß ihm die Anſchuldigungsgründe 
mitgetheilt und ihm die Möglichkeit „zu feiner 
Rechtfertigung“ (wofür er ſpäter „Berichtigung 
eines Mißverſtändniſſes“ vorſchlägt —) gegeben wird. 
Auch ſoll der Beamte, welchem die Aufſicht über das 
Gefängniß zuſteht, verpflichtet ſein, den Verwandten 
und Freunden des Verhafteten zu geſtatten, ſich den⸗ 
ſelben vorſtellen zu laſſen. Die Amendementsſteller 
rechtfertigen ihre Vorſchläge. Waldeck als Bericht⸗ 
erſtatter billigt dieſelben zwar, hält fie jedoch für un 
annehmbar, weil fie eine erſt bei der Civilproceßord⸗ 
nung zur Sprache kommende Umgeſtaltung des Gerichts⸗ 
und Adminiſtrations⸗Weſens vorausſetzen. Zweiffel 
erklärt Vorbeugungs⸗ Verhaftungen für unerläßlich, 
Jung erklärt zwar Verhaftungs⸗ Maßregeln für 
nothwendig, Vorbeugungs⸗Verhaftungen jedoch für 
unſtatthaft. Er erklärt ſich für die durch das Wal⸗ 


gehen, einverſtanden, ſie finde nur jene zu ſehr ſpecia⸗ 
liſirend und würde dem Amendement von Harraſſowitz 
den Vorzug geben, da dies die mit manchen Nach⸗ 
theilen begleitete Caſuiſtik vermeide. — Waldeck 
pflichtet Namens der Commiſſion nach dem Vorſchlage 
von v. Liſiecki bei: ſtatt des Wortes „wenigſtens“ 
im $ 3 der Commiſſion „ſpäteſtens“ zu ſetzen. 
Der erſte Satz des § 3 wird mit dieſer Abän⸗ 
derung durch die Majorität angenommen. Eben 
ſo der zweite Satz mit dem von Walter vorge⸗ 
ſchlagenen Zuſatz. Die Übrigen Abänderungs⸗ und 
Zuſatz⸗Vorſchläge werden verworfen. 

$ 4 kommt zur Diskuſſion. Er lautet: „Nie⸗ 
mand darf vor einen andern als den im Geſetz 
bezeichneten Nichter geſtellt werden. Ausnahms⸗ 
gerichte und außerordentliche Kommiſſionen ſind 
unſtatthaft. Keine Strafe kann angedroht oder 
verhängt werden, als in Gemäßheit des Ge⸗ 
ſetzes.“ Harraſſowitz erklärt ſich zwar mit dieſen 
Sätzen einverftanden, fie gehörten jedoch nicht in dies 
Geſetz, ſondern in die Verfaſſungs-Urkunde. — Nach 
einer Bemerkung des Berichterſtatters wird § 4 an⸗ 
genommen. 

Die Zeit iſt ſchon vorgerückt, und es wird deshalb 
die Discuſſion des § 5 flgd. auf Sonnabend 8 Uhr 
vertagt. Schluß der Sitzung 12 ½ Uhr. 


Berlin, 24. Auguſt. St.⸗Anz.] Se. Maj. 
der König haben allergnädigſt geruht, dem Oberlandes⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Zeiz zu Delitzſch den Titel als Land⸗ 
und Stadtgerichts⸗Rath zu verleihen. f 

Der Kammergerichts-Aſſeſſor Graff in Münche⸗ 
berg iſt zum Juſtiz⸗Kommiſſarius in Luckau mit der 
Praxis bei ſämmtlichen Gerichten des Luckauer Kreiſes 
und zugleich zum Notar im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Frankfurt a. d. O.; und der Oberlandes⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Pescatore in Fürſtenberg an die 
Stelle des nach Guben verſetzten Juſtiz⸗Kommiſſarius 
Merkel zum Juſtiz⸗Kommiſſarius im Gubener Kreiſe, 
mit Anweiſung ſeines Wohnortes in Fürſtenberg, zu⸗ 
gleich unter Geſtattung der Praxis bei der Gerichts⸗ 
Kommiſſion in Rampitz und den Patrimonialgerichten 
Ziebingen und Balkow im Sternberger Kreife und zum 
Notar im Bezirk des Oberlandesgerichts zu Frankfurt 
a. d. O. ernannt worden. 

Bei der heute beendigten Ziehung der 2ten Klaſſe 
98ſter kgl. Klaſſen⸗Lotterie fiel 1 Gewinn von 2000 
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Nthlr. auf Nr. 9129; 1 Gewinn von 500 Rthlr. 
auf Nr. 40,229; 2 Gewinne zu 200 Rthlr. fielen 
auf Nr. 36,869 und 51,466, und 3 Gewinne zu 
100 Rthlr. auf Nr. 12,779. 24,852 und 37,725. 

Dem Stempel⸗Reviſor C. T. N. Mendelsſohn 
in Berlin iſt unter dem 19. Auguſt 1848 ein Einfüh⸗ 
rungs⸗Patent auf eine Hemmung für Pendel⸗Uhren in 
der durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen 
Zuſammenſetzung, ohne Jemand in der Anwendung der 
bekannten Theile zu beſchränken, auf fünf Jahre, von 
jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des 
preußiſchen Staats ertheilt worden. 

Das dem Fabrikbeſitzer Ferdinand Vanderzypen 
zu Deutz unter dem 21. September 1847 ertheilte 
Patent auf eine Vorrichtung bei Gruben-Förderungen, 
den Sturz der Gefäße abzuwenden, in der durch Zeich⸗ 
nung und Beſchreibung nachgewieſenen Verbindung, iſt 
erloſchen. i 

Abgereiſt: Se. Exc. der wirkliche geheime Rath, 
Graf v. Dönhoff, nach Königsberg in Pr. Der 
General⸗Major und Inſpecteur der Aten Artillerie-In⸗ 
ſpection, v. Jenichen, nach Küſtrin. 

HH Berlin, 24. Auguſt. [Charlottenburg. 
— Potsdam. — Ruhe.] Der geſtrige Abend iſt 
ruhig vergangen, aber die Aufregung dauert an. 
Gruppen auf den Straßen unterhalten ſich über die 
Vorgänge, und an den Ecken jagt ein Plakat das an⸗ 
dere. Der demokratiſche Klubb zürnt in rhetoriſchem 
Pathos, der konſtitutionelle beſchwichtigt, und Buddel— 
meyer, der „Dagesſchriftſteller mit 'n jroßen Bart“, 
ſchimpft nach ſeiner Art auf das „reaktionäre Geſin⸗ 
del“ in Charlottenburg. Heute Nachmittag ging hier 
die Nachricht ein, daß die Tumultuanten am letzteren 
Orte ihre gefangenen Spießgeſellen befreit, mit ſchwarz 
und weißen Bändern geſchmückt, und triumphirend 
durch die Stadt getragen hätten. Uebrigens ſoll ſich 
bereits in Charlottenburg eine Partei gebildet haben, 
welche dieſer Bande entgegentreten und die Ehre der 
Stadt retten will. Ein Brief eines Gardiſten an die 
Charlottenburger, der heute gedruckt verkauft wurde, 
ſagt unſeren lieben Nachbaren ſehr bittere Wahrheiten 
und hebt unter anderem hervor, wie herzlos und ge— 
mein ſie ſich ſelbſt gegen das Militär, für welches ſie 
doch Sympathie zu haben vorgeben, benommen hätten. 
— In Potsdam herrſcht große Aufregung unter 
der Bürgerwehr. Die preußiſche und deutſche 
Partei ſteht ſich ſo ſchroff gegenüber, daß möglicher 
Weiſe die Exiſtenz des ganzen Inſtitutes gefährdet iſt. 
— Im Laufe des heutigen Tages beſchäftigte ſich ein 
Konſtabler damit, Plakate von den Ecken abzureißen. 
Er wurde daran jedoch durch einen Bürger auf ſehr 
energiſche Weiſe verhindert und abgeführt, obgleich er 
ſich damit entſchuldigte, daß er von ſeinem Wachtmei⸗ 
ſter Befehl dazu habe. — Die Ruhe iſt bis jetzt — 
10 Uhr Abends — nirgends geſtört worden. Die un⸗ 
bedeutenden Anſammlungen unter den Linden erſcheinen 
nicht bedrohlich. 

[Voß. 3. Zur Berichtigung mehrerer falſchen 
Anführungen über das, was der Schutzmannſchaft 
am Montag begegnet iſt und wie ſie ſich verhalten 
hat, geben wir folgende authentiſche Fakta. Von den 
Schutzmännern, welche vorgeſtern Abend in der Wil⸗ 
helmsſtraße verwundet worden ſind, hat ein ſchwer am 
Kopf verletzter geftern 8 Stunden lang im Start: 
krampf gelegen, ſo daß er von ſeiner tief ergriffenen 
Familie bereits für todt gehalten wurde. Er hat mit 
einer eiſernen Stange einen Schlag über den Kopf er⸗ 
halten und befand ſich unter der etwa 60 Mann ſtar⸗ 
ken Schutzmannſchaft, welche in dem Augenblick vor 
das Hotel des Miniſter-Präſidenten anrückte, als das 

Volk in daſſelbe eindringen wollte. Dieſe Abtheilung 
der Schutzmannſchaft ging geſchloſſen auf die Rampe 
vor, drängte das Volk herunter und zog erſt den Sä⸗ 
bel, als ſie ſich durch Steinwürfe und auf andere 
Weiſe angegriffen ſah. Hier auf der Rampe fielen 
die meiſten und ſchwerſten Verwundungen der Schutz⸗ 
männer vor, deren perſönlichen Muth und Entſchloſſen⸗ 
heit in Erfüllung ihter Pflicht man eben fo ſehr ans 
erkennen muß, als die Ereigniſſe des vorgeſtrigen Ta⸗ 
ges tief zu beklagen ſind. — Die Verwundungen meh⸗ 
rerer Schutzmänner am 22ſten d. M. zeigen deutlich, 
daß eine Begießung mit Oleum (Schwefelſäure) ſtatt⸗ 
gefunden hat. Dies iſt am Montag in der Friedrichs⸗ 
ſtraße aus einem Haufe in der Nähe der dort gebau⸗ 
ten Barrikade geſchehen. — Zu geſtern Abend hatte 
Herr Held eine Verſammlung des Maſchinen⸗ 
bauvereins im Wideckſchen Lokale in der Garten⸗ 
ſtraße angeſetzt und ſie dort abgehalten. Die Art, in der 
Herr Held auf dieſen kräftigen Theil der hieſigen Bewoh⸗ 
ner wirkt, bleibt vorläufig ein Geheimniß, weil nur Mit⸗ 
glieder zu den Verſammlungen zugelaſſen werden. Uebri⸗ 
gens bürgt das Geheimniß, in welches die Verſammlung ge⸗ 
hüllt iſt, gewiß nicht dafür, daß mit dem freien Verſamm⸗ 
lungsrecht nicht Mißbrauch getrieben wird. Eine andere Ver⸗ 
ſammlung fand unter dem Vorſitze des Präfidenten 
des Vereins für Volksrechte, Hm. Streber, 
in der Leipziger Straße Nr. 48, ftatt, in der zuerſt 
von dem Criminalgerichts-Aktuarius Stein mitgetheilt 
wurde, daß in der National⸗Verſammlung auf die Auf: 
löſung derſelben hingewirkt werde. Sodann leitete Herr 
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Streber eine Debatte über die Vinke-Brentanoſche An⸗ 
gelegenheit ein und ſtellte am Schluſſe ſeiner Rede den 
Präſidenten des demokratiſchen Klubbs in Wien, Hrn. 
Deutſch, wenn der Name recht verſtanden wurde, 
vor. Derſelbe wurde mit einem vielſeitigen Bravo em⸗ 
pfangen, ſprach ebenfalls über die benannte Angelegen⸗ 
heit, und entfernte ſich dann mit Herrn Streber. Nach⸗ 
dem eine Adreſſe an die Frankfurter Verſammlung be⸗ 
ſchloſſen war, welche erklären ſollte, daß der Verein in 
der Brentano'ſchen Rede nichts gefunden habe, was 
die preußiſche Nation als Beleidigung aufnehmen könne, 
ließen ſich die Herren Herzfeld und Stein über die 
letzten Ereigniſſe in Berlin und namentlich über die 
Schutzmannſchaft aus. Die hierauf folgenden Debat⸗ 
ten drehten ſich um kirchliche Angelegenheiten und um 
Geſetze, welche nach Ausſagen eines Herrn May der 
National⸗Verſammlung binnen Kurzem vorgelegt wer⸗ 
den, und die Schließung der Klubbs zum Gegenſtande 
haben ſollen. Schließlich wurde zu heute Mittag 1 Uhr 
eine Verſammlung von Deputirten ſämmtlicher Klubbs 
und für heute Abend eine Volksverſammlung unter den 
Zelten verabredet. 

Berlin, 24. Aug. [Tagesber. des Corr.⸗B.) 
Die Linke der preuß. Nationalverſammlung 
veröffentlicht nunmehr einen vierten Bericht; u. A. 
heißt es darin: „Was das Geſetz über die Zwangs— 
Anleihe betrifft, ſo ſind wir der Meinung, daß uns 
vor Allem eine vollſtändige genügende Nachweiſung der 
Verwendungen der bisherigen Staatsmittel und der 
jetzigen Bedürfniſſe des Staats vorgelegt werden müſſe. 
Die jetzigen Vorlagen, welche nur einzelne große Zah⸗ 
len in allgemeinen Poſitionen enthalten, können in kei⸗ 
ner Weiſe genügen. Wir hoffen, daß die von uns 
zu dem Zwecke niedergeſetzte Kommiſſion uns die ge⸗ 
nügenden Vorlagen von Seiten des Finanzminiſteriums 
erwirken werde. Sollten dieſe erwähnten Vorfragen 
in befriedigender Weiſe gelöſt ſein, dann würden wir 
der Verſammlung einen andern Vorſchlag zur Bes 
ſchaffung von Geldmitteln machen, der vielleicht die 
gehäffige und aufregende Zwangsanleihe unnöthig 
machte. Keinen Falls aber werden wir unſere Zuſtim⸗ 
mung zu irgend einer Bewilligung der Art geben, ehe 
die Verfaſſung feſtgeſtellt und beſchworen ſein wird.“ 
— ueber ihre allgemeine Wirkſamkeit äußert 
ſich die demokratiſche Partei der National-Verſamm⸗ 
lung: „Wir können die Bemerkung nicht unterdrücken, 
daß alle unſere bisherigen Anträge grundſätzlicher Na⸗ 
tur, ſelbſt wenn ſie verworfen wurden, doch bald dar⸗ 
auf thatſächliche Anerkennung fanden. Die Mehrheit 
verwarf unſern Antrag auf Anerkennung der Revolu⸗ 
tion und bald darauf ſah ſich das neugebildete Mini⸗ 
ſterium genöthigt, ſie dennoch anzuerkennen; wir be⸗ 
kämpften die Nothwendigkeit des Erlaſſes einer Adreſſe 
an den König, zweimal knüpfte das Miniſterium ſein 
Beſtehen an den Erlaß derſelben, und dennoch ſah 
ſich die Verſammlung genothigt, kurze Zeit ſpäter, bei⸗ 
nahe einſtimmig unter Zuſtimmung des Miniſteriums, 
das Wegfallen der Adreſſe zu beſchließen; wir bean⸗ 
tragten, daß die Nationalverſammlung ihre Stellung 
zu der deutſchen Centralgewalt beſtimmt ausſprechen 
möge, unſer Antrag ward verworfen und wenige Tage 
ſpäter waren leider durch dieſe unbeſtimmte Stellung 
Preußens ſolche Verwickelungen zwiſchen unſerer Staats— 
regierung und der deutſchen Centralgewalt eingetreten, 
daß viele nun einſahen, wie begründet dieſer Antrag 
geweſen; wir unterſtützten den Antrag und Vorlage 
eines Geſetzes über die Schutzmannſchaften, die Mehr: 
heit verwarf ihn und dennoch hörte an demſelben 
noch das aufregende Auftreten der Schutzmannſchaf⸗ 
ten in den Straßen Berlins auf.“ Der ge⸗ 
ſtrige Abend iſt ruhig vorübergegangen, obſchon un⸗ 
ter den Zelten eine Volks-Verſammlung ſtatt⸗ 
fand, welche von 4 — 5000 Menſchen beſucht war; 
die erſt gegen 10 Uhr zur Stadt zurückkehrende Volks⸗ 
menge verlief ſich, ohne daß irgend Exceſſe vorfielen. 
Die Vorträge, welche in der Verſammlung gehalten 
wurden, beſchränkten ſich meiſt auf eine Beſprechung 
der letzten Ereigniſſe, ſo wie auf eine ſehr ſcharfe Kri— 
tik des Verhaltens des Gouvernements bei demſelben. 
— Die deutſche Frage dürfte noch zu Verwickelun⸗ 
gen mancher Art Anlaß geben. Bisher bezahlte un⸗ 
ſere Regierung die Koſten der Frankfurter 
Reichsregierung vorſchußweiſe; wie berſichert wird, 
ſoll dieſelbe jedoch jetzt gewillt ſein, weitere Zahlungen 
nicht mehr zu leiſten, ja man will ſogar wiſſen, daß 
eine von Frankfurt aus für die Reichsregierung auf 
die hiefige Seehandlung gezogene Tratte von dieſer ge⸗ 
ſtern zurückgewieſen worden ſei. — Zur freiwilli⸗ 
gen Anleihe find bis jetzt, wie wir hören, 
7,354,000 Rtl. eingezahlt, die bedeutendſten Sum: 
men ſollen aus der Mark, Weſtfalen und Pommern 
eingegangen ſein. Nach dieſem allerdings ziemlich gu⸗ 
ten Reſultate der freiwilligen Anleihe ſoll das Mini⸗ 
fterium damit umgehen, die Zwangsanleihe fallen zu 
laſſen, wenigſtens ſchweben hierüber ſehr ernſthafte Un⸗ 
terhandlungen bei unſerem Gouvernement. Eine gleich 
wichtige Frage ſoll von dem Miniſterium vor den 
Montagsereigniſſen beinahe ſchon entſchieden gewe⸗ 
ſen, in Folge dieſer aber wieder ſuspendirt wor⸗ 
den fein — die Amneſtie für alle Preß vergehen 


ſeit dem 18. März. Man ſoll bei der Suspen⸗ 
ſion von der Anſicht ausgegangen ſein, daß man es 
von gewiſſen Seiten her für eine Schwäche halten 
würde, wenn kurz nach jenen Vorgängen eine derartige 
Amneſtie angekündigt werde. So ſehr auch das 
Miniſterium des Innern wie das Polizei-Präſidium 
von den verſchiedenſten Seiten um Veröffentlichung der 
Inſtruktion für die Schutzmannſchaften angegangen 
worden ſind, ſo iſt dieſem Verlangen doch bis jetzt 
nicht Folge gegeben worden. Seit einigen Tagen cir⸗ 
culirt hier ein Placat, „die enthüllte Inſtruk⸗ 
tion der Berliner Schutzmannſchaft“, welches 
von Herrn Held herrührt. Das Poli zei-Präſi⸗ 
dium hat dieſe Inſtruktion bis jegt noch 
nicht als unrichtige bezeichnet und ein gro? 
ßer Theil der Bevölkerung fürchtet, daß ſie 
es auch nicht ſind. Man erſtaunt vorzüglich über 
den an die Spionage vergangener Zeiten erinnernden 
§ 19 jener Inſtruktionen, nach welchem die 
Schutzmänner ſich mit allen Verhältniſſen 
und Einwohnern ihres Reviers bekannt 
machen, verdächtige, oder unter Polizei- Auf⸗ 
ſicht ſtehende Perſonen genau beobachten, und wenn 
ſolche Nachts häufig nicht nach Haufe kommen. die 
Orte, wo fie ſich aufhalten, ermitteln follen. — Solche 
Inſtruktionen, ſo wie ihre heutige Thätigkeit, indem 
ſie allerlei Plakate abreißen, dürften wenig geeignet ſein, 
ihnen die Gunſt ihrer Mitbürger zu erwerben und 
neuen Conflicten vorzubeugen. — Herrn Hanſemann 
iſt nicht blos in der Vereinigung der großen Grund⸗ 
beſitzer ein bedeutender Gegner ſeiner Beſteuerungsrefor⸗ 
men entgegengetreten. Auch von anderen Seiten her 
erhebt ſich eine Oppoſition, von einer Seite her, von 
welcher der Reformator des preußiſchen Finanzweſens 
ohne Zweifel auf die beifälligfte Zuſtimmung gerechnet 
haben wird. Herr Maſſaloup, früher Herausgeber 
des kameraliſtiſchen Archivs, verſucht in ſeinem ſoeben 
erſchienenen Anti-Hanſemann den Finanzminiſter 
durch die Conſequenzen ſeiner eigenen Darſtellungen zu 
ſchlagen. In dem poſitiven Theile ſeiner Kritik ver⸗ 


weiſt er auf die Revenüen der Domainen und Forſten, 


um „ohne eine neue Beſteuerung und ohne eine frei⸗ 
willige oder Zwangs⸗Anleihe fo viel Geld gegen genü⸗ 
gende Sicherheit zu beſchaffen, daß wir dadurch den 
geſunkenen Verkehr wieder vollſtändig zu beleben ver⸗ 
mögen.“ Nachdem Herr M. durch Zahlen nachgewie⸗ 
ſen, wie der Reinertrag der Domainen und Forſten 
nicht die Zinſen der Staatsſchuld deckt, ſchlägt er die 
umwandlung der Domainen in Kolonien vor, 
wodurch dieſelben höher verwerthet würden, als jetzt. 
— — Bis geſtern (23.) Mittag find an der Cho⸗ 
lera erkrankt: 120 Perſonen, geſtorben 81, geneſen 
11, in Behandlung 28. 

[Die Einſtellung der Arbeit von Seiten 
der hieſigen Schmiedegeſellen.] Dieſelben haben 
ihre früheren Anträge wegen Verkürzung der bisheri⸗ 
gen Arbeitszeit erneuert und beſchloſſen, vom 14ten d. 
M. ab nur von 5 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends 
zu arbeiten. Das Schmiedegewerk hat denſelben 
unter dem 10ten d. hierauf erwiedert: „daß von 
einer größeren Abkürzung der Arbeitszeit als die be⸗ 
reits nachgegebene von 4 bis 5 Uhr Morgens gar 
keine Rede fein könne, es vielmehr bei den alten Be⸗ 
ſtimmungen bleiben müſſe, nonach die Geſellen von 
Morgens 5 bis Abends 7 Uhr unter Bewilligung ei⸗ 
ner nach dem Ermeſſen eines jeden einzelnen Meiſters 
zu beſtimmenden Frühſtücks⸗ und Mittagszeit die Ar⸗ 
beit fortzufegen haben. Den nicht fügſamen Geſellen 
fei es frei geſtellt, nach den beſtehenden Verpflichtun⸗ 
gen zu kündigen.“ Die Mehrzahl der hieſigen 
Geſellen ift demnach am Löten entlaſſen worden, 
als dieſelben um 6 Uhr ihre Arbeiten einſtellten. 

[Die ſtädtiſche Schul-Deputatio] hat in 
ihrer letzten Sitzung beſchloſſen, Vertreter des Leh⸗ 
rerſtandes in ſich aufzunehmen. Da dieſe nach 
der beſtehenden Geſetzgebung nur als Bürger-Deputirte 
eintreten können, ſo werden ſie auf Vorſchlag der Leh⸗ 
rer ſelbſt von den Stadtverordneten gewählt werden 
und zwar ein Direktor oder ein Lehrer an einer höhe⸗ 
ren Stadtſchule, ein Hauptlehrer an einer Kommunal⸗ 
Armen⸗Schule oder ein Schulvorſteher und ein Lehrer 
an einer Elementarſchule. Zu gleicher Zeit iſt der 
Wegfall der ſogenannten Jahres⸗Anzeigen über alle 
Lehrer beſchloſſen worden, da fie nach der Aufhe⸗ 
bung der Konduitenliſten bei der Civil-Verwaltung nicht 
mehr als zuläffig erachtet werden können. — Wir 
ſprechen der ſtädtiſchen Schul⸗Deputation unferen aufs 
richtigen Dank für dieſe zeitgemäße Maßregel aus. 

5 (Nat. ⸗Z.) 

(Publ.) Es find in neuerer Zeit eine Menge 
Denuntiationen wegen theils wörtlicher, theils thätli⸗ 
cher Beleidigung von Schutzmannſchaften im 


Dienſt, ſowohl beim Polizei- als beim Staatsanwalt 


eingegangen. Wegen leichter wörtlicher Beleidigung 
von Schutzmännern find Seitens des Polizeianwaltes 
beim Einzelrichter des Kriminalgerichts bereits Ankla⸗ 


gen erhoben und in Folge deſſen auch bereits mehrere 
Unterſu⸗ 


Unterſuchungen eingeleitet worden. — Die i 
chung wegen der Ereigniſſe in Charlottenburg 
am letzten Sonntage hat das Stadtgericht daſelbſt mit 
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der 


einem recht paſſenden Strafgeſetze fehlt. 


Gründe. 


Vernehmung der Beſchädigten begonnen. So erſchwe⸗ 
rend übrigens das Verbrechen aufgetreten iſt, ſo liegt 
doch der eigenthümliche Fall vor, daß es vom Richter 
milde genug wird beurtheilt werden müſſen, da es an 
Die Verlez⸗ 
zung des Hausrechts, gleichviel ob mit äußerer Ge⸗ 
walt und ob, wie hier, in zuſammengerotteten Haufen 
verübt, wird nämlich nur mit willkürlicher Strafe, d. 
h. Geldbuße bis zu 50 Thlr. oder Gefängniß bis zu 
ſechs Wochen bedroht, ſofern nicht ein ſchwereres Ver⸗ 
brechen damit verbunden iſt. Das ſchwerere Verbre⸗ 
chen würde hier nun die körperliche Beſchädigung ſein, 
wenn dieſe nach dem Sinne des Geſetzes eine ſchwere, 
d. h. eine ſolche iſt, welche für Leben und Geſundheit 
des Beſchädigten erhebliche Nachtheile hätte herbeifüh⸗ 
ren können. 

(Anarchie.] Wir trauen unſern Augen nicht, 
indem wir in dem Berichte der Frankfurter Ober-Poſt⸗ 
Amts⸗Zeitung über die bekannte Verſammlung des 
Herrn von Bülow-Cummerow folgende Stelle leſen: 
„Graf Breßler ſagte: Jeder, der Mitglied eines 
Staates wird, opfert einen Theil feiner perſönlichen 
Intereſſen; aber, wenn ihn der Staat nicht. ſchützt, 
ſtehen wir in dem Zuſtande des Fauſtrechts, wozu noch 
die allgemeine Noth der Zeit kommt. Wenn der Kö⸗ 
nig, wenn das Miniſterium Prinzipien aufſtellt, wo⸗ 
durch die Heiligkeit der Verträge, das geſchichtliche 
Recht nicht gelten ſoll, ſo ſind auch die Rechte der 
Krone in Frage geſtellt, die doch das Symbol der Ma⸗ 
jeſtät iſt. Jeder, der in einer Monarchie dieſe Rechte 
antaſtet, iſt ein Rebell. Wenn nun der König dieſe 
Rechte antaſtet, ſo iſt er ein Rebell. Dieſer Punkt 
iſt bei Ausarbeitung der Proteſte zu berückſichtigen. 
(Ein allgemeines Bravo folgte dieſen Worten?) 


Magdeburg, 23. Auguſt. [Cholera.] Wir 
haben leider die erſten in unſerer Stadt ausgebroche⸗ 
nen Cholera-Fälle zu berichten. Von den geſtern 
Abend aus Stettin hier angekommenen, für das 34ſte 
Regiment beſtimmten Rekruten ſind drei Leute, der 
eine bereits unterwegs auf der Eiſenbahn, die beiden 
andern während der Nacht oder heute Morgen im 
Quartier, erkrankt und nach dem Lazareth gebracht, 
wo der erſte ſchon nach einigen Stunden, der zweite 
heute Mittag geſtorben iſt. Der Dritte ſoll auf 
dem Wege der Beſſerung ſein. (M. 3.) 

Poſen, 23. Auguſt. [Geſtern Abend war 
unſere Stadt der Schauplatz eines impro⸗ 
viſirten Feſtzuges.] Die mit einer Proteſtation 
gegen Abberufung des erſten Kommandanten, General 
von Steinäcker, nach Berlin geſandte Deputation 
kehrte zurück. Nachdem auf der Hinfahrt den Herren 
Barth, Herzberg, von Haſſenkrug und Fliege ſich zu 
gleichem Zwecke Abgeordnete aus Wronke und der Um⸗ 
gegend angeſchloſſen hatten — die Herren Lamprecht, 
Münch, Seidel und Krauſe, — nahm die geſammte 
Deputation am 20ſten d. M. Vortritt bei dem Mini⸗ 
ſter⸗Präſidenten und dem Kriegs⸗Miniſter. Herr von 
Auerswald erwiderte nach Empfangnahme der mit Tau⸗ 
ſenden von Unterſchriften bedeckten Proteſtation — es 
hatte ſich namentlich auch der Schugverein für den 
Poſener und Schrodaer Kreis dieſer Proteſtation, ſo 
wie der Petition des Poſener Volkes um definitive 
Feftftellung der Demarkationslinie angeſchloſſen —: es 
ſei ihm unbekannt, daß das Gouvernement damit um⸗ 
gehe, Herrn v. Steinäcker von ſeinem Poſten zu ent⸗ 
fernen; er verlangte jedoch nichtsdeſteweniger die münd⸗ 
liche Detaillirung der eine ſolche Maßregel ſprechenden 
Die beinahe einſtündige Debatte, in welcher 
beſonders die Angelegenheit der Demarkationslinie zur 
großen Zufriedenheit der Deputation behandelt wurde, 
ſchloß mit der Verſicherung des Miniſter⸗Präſidenten, 
die Regierung des Königs werde gegen den Willen des 
Herrn v. Steinäcker keine auf deſſen Perſon bezügliche 
Maßnahmen treffen, welche mit den eben vorgetrage⸗ 
nen Wünſchen im Widerſpruch ſtänden. Daſſelbe be⸗ 
ſtätigte demnächſt Herr v. Schreckenſtein, indem er ſeine 
beſondere Freude über die hier herrſchende Harmonie 
zwiſchen Civil und Militair ausſprach, für welche die 
Deputation ein ſchlagender Beweis ſei. Er anerkannte 
die Unentbehrlichkeit des Herrn v. Steinäcker in Poſen, 
trug der Deputation viele Grüße an dieſen ſeinen bra⸗ 
ven Freund auf, und bemerkte: „wie er über Erſtern 
alsbald Sr. Maj. dem Könige Vortrag halten werde.“ 
Die heimkehrende Deputation traf am geſtrigen Tage 
in Stettin eine große Anzahl Poſener Herren und 
Damen, welche von einer Partie nach Swinemünde 
zurück kamen. In Gemeinſchaft mit letzteren und 
unter dem Klange der dieſelben begleitenden Muſik des 
Sten Regiments langte fie Abends 7% Uhr auf dem 
hieſigen Bahnhofe an. Die Muſik an der Spitze be⸗ 
gaben fich, bald zu einem unabſehbaren Zuge anwach⸗ 
ſend, alle auf dem Bahnhofe Anweſenden nach dem 
Wilhelmsplatze. Die Deputation überbrachte unſerm 
greiſen Helden, dem General v. Steinäcker, den Gruß 
des Kriegsminiſters. Herr Herzberg referirte ſodann 
dem verfammelten Volke in Kürze über den Ausfall 
Miſſton. Nach einem donnernden Hoch auf den 
a e dieſer in ſeiner herzlichen 
n herab, und die improviſirte Feier 
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ſchloß nach Abſingung des Arndt'ſchen Liedes mit un⸗ 
zähligen Hurrah's auf die deutſche Einheit. (Poſ. 3.) 

Düſſeldorf, 21. Auguſt. (Nachſtehende 
Adreſſen an Se. Majeſtät den König und 
an den Prinzen Friedrich von Preußen, k. 
H.] ſind zur Unterzeichnung in Cirkulation geſetzt: 

1) „Majeſtät! Als Düſſeldorf am 14. Au⸗ 
guſt das Glück hatte, ſeinen König begrüßen zu dür⸗ 
fen, und ſeine Bewohner ſich jubelnder Freude hinga⸗ 
ben, hat es eine geringe Anzahl mißleiteter Menſchen 
gewagt, durch empörende Frevel die Würde des Tages 
zu entweihen. Die Bürgerſchaft Düſſeldorfs vertraut 
feſt, daß Ew. Majeſtät, dieſes anarchiſchen und wü⸗ 
ſten Treibens ungeachtet, die wahre Geſinnung unſe⸗ 
rer Stadt nicht verkennen. Dennoch fühlen die treu: 
gehorſamſt Unterzeichneten ſich gedrungen, ihrer tiefen 
Entrüſtung über dieſe Schmach Worte zu leihen, Ew. 
Majeſtät die feierliche Verſicherung ihrer unveränderli⸗ 
chen Treue und Anhänglichkeit auszuſprechen, und die 
Bitte daran zu knüpfen, dieſe unſere Stadt entehren⸗ 
den Auftritte huldreichſt der Vergeſſenheit zu über⸗ 
geben. 

2) Ew. königl. Hoheit haben unſere Stadt 
zu lange bewohnt, um nicht die Geſinnung ihrer Bür⸗ 
ger zu kennen. Wir dürfen daher mit Sicherheit ver— 
trauen, daß Sie, wie wir, überzeugt ſind, daß die em⸗ 
pörenden Vorfälle, welche am 14. d. M. einen feſtli⸗ 
chen Tag entwürdigt haben, nur einer kleinen Anzahl 
übelwollender oder irregeleiteter Perſonen zur Laſt fal— 
len. Aber der Frevel, wie er am offenen Tage ge⸗ 
ſchehen iſt, verlangt auch offene Zurückweiſung. Des⸗ 
halb fühlen ſich die Unterzeichneten gedrungen, Ew. 
königl. Hoheit aufs Neue zu nahen und Sie inſtän⸗ 
digſt und ehrfurchtsvoll zu bitten, Ihre Huld unſerer 
Stadt nicht zu entziehen, und von der ſteten unverän⸗ 
derlichen Anhänglichkeit an ihren hohen Freund und 
Gönner überzeugt zu ſein. 

Deut ſchlan d 

Frankfurt, 21. Auguſt. (63. Sitzung der 
deutſchen National-Verſammlung. Fortſetzung 
des geſtern abgebrochenen Berichts. Nach den be⸗ 
reits erwähnten Mittheilungen erwähnt Reichsminiſter 
v. Schmerling der bisherigen Beſtrebungen im In⸗ 
tereſſe der Gründung einer deutſchen Flotte. 
Beim Beginn des Kriegs mit Dänemark bereits hatte 
ſich die Nothwendigkeit herausgeſtellt, dem Feinde auch 
zur See entgegenzutreten. Die Idee, hierfür zu wir⸗ 
ken, haben vorzüglich die patriotiſchen Bewohner von 
Hamburg aufgegriffen. Schiffsrheder haben für die 
Bewaffnung geeignete Schiffe zur Verfügung geſtellt. 
Godefroy in Hamburg hat eine Reiſe nach England 
unternommen, insbeſondere um tüchtige und gewandte 
Offiziere zu gewinnen. Man hat übrigens ſofort ein⸗ 
geſehen, daß durch Privatleute nur ein Anfang zu er⸗ 
langen ſei. Die Bundesverſammlung und der Fünf⸗ 
ziger⸗Ausſchuß haben ſich mit der Sache beſchäftigt; 
erſtere hat dem Marine⸗Comite zu Hamburg 500,000 
Fl. zur Verfügung geſtellt. Es ſind gegenwärtig 
zwei Segelſchiffe, drei Dampfſchiffe und ein 
Kanonenboot für den Kriegszweck ausgerü⸗ 
ſtet in Hamburg. Die Dampfſchiffe ſind mit dem 
erwähnten Betrag angekauft. Das Kanonenboot iſt 
von den Bewohnern der Vorſtadt St. Pauli in Ham⸗ 
burg erbaut. Das eine Segelſchiff (Deutſchland) iſt 
als Fregatte mit 32 Kanonen ausgerüſtet. Die Be⸗ 
ſetzung der Schiffe iſt größtentheils aus der Freiſchaar 
des Majors Thann genommen. Wir hoffen, daß die 
Schiffe geeignet ſein werden zu kriegeriſchen Verwen⸗ 
dungen, wenn es Noth thun ſollte. Es handelt ſich 
jetzt darum, die Schiffe für die Centralgewalt zu über⸗ 
nehmen. Es find zur Prifung der Brauchbarkeit 
Commiſſarien abgeſendet worden, und nach Einlangen 
des Berichtes wird das Miniſterium die feierliche Ueber⸗ 
nahme und die Beeidigung der Mannſchaft für Deutſch⸗ 
land beeilen. Reichskriegsminiſter Peucker theilt un⸗ 
ter Bezugnahme auf den Beſchluß der Nationalver⸗ 
ſammlung vom 15. Juli mit, daß für die Erhöhung 
der deutſchen Streitmacht auf 2 pCt. der 
Bevölkerung die erforderlichen Einleitungen getrof⸗ 
fen worden ſind. Die Durchführung bedarf, wenn ſie 
nicht den Stempel der Mangelhaftigkeit an ſich tra⸗ 
gen ſoll, einer längeren Zeit. Das Miniſterium erach⸗ 
tet es für ſeine heiligſte Pflicht, die Laſt ſo viel wie 
möglich zu erleichtern. Den einzelnen Regierungen ift 
freigegeben worden, die engeren Grenzen der bisherigen 
Normen zu verlaſſen. - Die Kavalerie und Artillerie iſt 
auf das Nothwendigſte zurückgeführt. Es iſt anheim⸗ 
gegeben, ſonſt brauchbare Waffen auch nicht der neue⸗ 
ſten Konſtruktion, zu verwenden. Es werden demnächft 
Offiziere der verſchiedenen Armee⸗Corps zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Berathung hierher einberufen werden, und 
die Centralgewalt wird ſich angelegen ſein laſſen, von 
dem Stande der Armee durch Inſpicirung ꝛc. ſich in 
ſteter Kenntniß zu erhalten. Reichsminiſter v. Bek⸗ 
kerath behält ſich vor, über den Stand der Reichs⸗ 
kaſſen nächſten Freitag Vorlage zu machen. An die⸗ 
ſem Tage werden nach einer Mittheilung des Mini⸗ 
ſterpräſidenten ſämmtliche Miniſter auf die an ſie er⸗ 
gangenen Interpellationen antworten. Eiſen⸗ 
mann kündigt eine Interpellation bezüglich des Anle— 


gens der deutſchen Farben in Oeſterreich und überhaupt 
der Politik Oeſterreichs an. — Nach einer Mit⸗ 
theilung des Präfidenten v. Gagern find weitere Bei⸗ 
träge für den Flottenbau eingegangen. — Es wird 
nunmehr zur Tagesordnung, Bericht des Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuſſes zu den Anträgen der Abgeordneten 
Eiſenmann, Schoder, Viſcher, Jacobi und Kuenzer, die 
Berathung der Grundrechte betreffend, gefchritten. *) 
Der Verfaſſungs⸗Ausſchuß macht den Vorſchlag, über 
die Anträge zur Tagesordnung überzugehen. Viſcher 
vertheidigt ſeinen Antrag. Reinhardt proteſtirt ge⸗ 
gen Zurückſtellung der Artikel III. und IV. v. Lich⸗ 
nowsky verlangt gleichfalls Berathung nach der Rei⸗ 
henfolge des Entwurfes. — Die Verſammlung faßt 
Beſchluß nach dem Ausſchußantrag. Ein Bedenken 
Vogt's, ob nunmehr ſofort zur Berathung über 
Artikel III. geſchritten werden könne, da derſelbe nicht 
auf die gedruckte Tagesordnung geſtellt ſei, beſeitigt ſich 
nach kurzer Beſprechung. Der Art. III. lautet: 
$ 11. Jeder Deutſche hat volle Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfreiheit. § 12. Jeder Deutſche 
iſt unbeſchränkt in der gemeinſamen häuslichen und öf⸗ 
fentlichen Uebung ſeiner Religion. Verbrechen und 
Vergehen, welche bei Ausübung dieſer Freiheit began⸗ 
gen werden, ſind nach dem Geſetze zu beſtrafen. § 13. 
Durch das religiöſe Bekenntniß wird der Genuß der 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte weder bedingt 
noch beſchränkt. Den ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf 
daſſelbe keinen Abbruch thun. § 14. Neue Religions⸗ 
Geſellſchaften dürfen ſich bilden; einer Anerkennung 
ihres Bekenntniſſes durch den Staat bedarf es nicht. **) 
$ 15, Niemand ſoll zu einer kirchlichen Handlung oder 
Feierlichkeit gezwungen werden. § 16. Die bürger⸗ 
liche Gültigkeit der Ehe iſt nur von der Vollziehung 
des Civilaktes abhängig; die kirchliche Trauung 
kann erſt nach der Vollziehung des Civilaktes ſtatt⸗ 
finden. (Beſchluß folgt.) 

Stuttgart, 22. Auguſt. [Einberufung der 
Stände-Verſammlung.] Soeben iſt nachſtehende 
königliche Verordnung, die Einberufung der Ständever⸗ 
ſammlung betreffend, erſchienen: „Wilhelm, von Got⸗ 
tes Gnaden König von Württemberg. In Gemäß⸗ 
heit der §§ 127 und 186 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
haben Wir nach Anhörung Unſeres geheimen Rathes 


*) Der Bericht ſagt: Dieſe Anträge bezwecken theils: 1) 
Die Beſcheunigung der Berathung und Abſtimmung 
über den Entwurf der Grundrechte und über die zu 
dieſem Entwurf übergebenen Veränderungs- und Unter: 
anträge, theils: 2) Abänderungen in der Reihenfolge 
der zur Berathung vorliegenden einzelnen Artikel der 
Grundrechte. Was nun den erſten Punkt betrifft, ſo 
ſind die erwähnten Wünſche zu einer Zeit entſtanden, 
als die Diskuſſion über die Grundrechte des deutſchen 
Volks einen ſehr langſamen ſchwerfälligen Fortgang 
nahm. Seitdem hat ſich aber nicht nur eine viel ra⸗ 
ſchere Bahn gebrochen, ſondern es hat auch die Erfah⸗ 
rung im Allgemeinen gelehrt, daß alle Verſuche, unſere 
Verhandlungen durch Zeiterſparniß zu vereinfachen, nur 
zu neuem Zeitverluſt geführt haben. Zudem iſt nicht 
jeder große Gedanke, der durch die Aufnahme in die 
Grundrechte ſeine unumſtößliche Heiligung erhalten ſoll, 
ſchon überall in alle Schichten jedes deutſchen Volks⸗ 
ſtammes eingedrungen; vielmehr ſind manche Verände⸗ 
rungen wegen der beſtehenden Verhältniſſe, wegen der 
Intereſſen, welche nothwendig verletzt werden müſſen, 
von der Art, daß eine gründliche Berathung, wäre ſie 
auch für die Verſammlung ſelbſt entbehrlich, wenigſtens 
wegen der erforderlichen Belehrung des Volks als Noth⸗ 
wendigkeit betrachtet werden müßte. Und dringt auf 
dieſem Wege auch nicht überall jeder tiefere wiſſenſchaft⸗ 
liche Grund in das geſammte Volk ein, ſo wird doch 
ein großer Theil deſſelben durch die Berathung und 
durch die Beſprechung derſelben in öffentlichen Blättern 
an einen Umſchwung der Dingelgewöhnt, der, käme er gauz 
unerwartet, zu Zerwürfniſſen, ſtatt zu der Einheit, wel⸗ 
che wir zu ſchaffen berufen, führen müßte. Mit den 
Anträgen von Viſcher und Kuenzer werden Abän⸗ 
derungen in der Reihenfolge der zur Berathung be⸗ 
ſtimmten einzelnen Artikel bezweckt. Als Grund 
wird angeführt, daß die Berathung der Artikel 
III. und IV. leicht Eonfeffionelle Streitigkeiten wenig⸗ 
ſtens im Volke und eine bedenkliche religiöfe Bewegung 
herbeiführen könnten, und daß das Eine wie das An⸗ 
dere ſo lange vermieden werden müſſe, als man nicht 
dem Volke andere Rechte gewährt habe. Allein, nach 
Anſicht des Ausſchuſſes, würden ſolche Gefahren, wenn 
ſie überhaupt zu befürchten waren, dadurch offenbar ver⸗ 
mehrt und erhöht, wenn die Vertreter des Volks vor 
denſelben ſcheu zurücktreten wollten; und auf der andern 
Seite wäre der beadfichtigte Zweck ſchon deshalb nicht 
zu erreichen, weil alle Artikel der Grundrechte einer dop⸗ 
pelten Berathung und Abflimmung unterworfen werden 
follen, und hiernach die Art. V. dis zum Schluß doch 
nicht vor der Berathung über die Art. III. und IV. ins 
Leben treten könnten. a 

**) Minoritätserachten. Die beſtehenden und die neu ſich 
bildenden Religionsgeſellſchaften ſind als ſolche unabhän⸗ 
ig von der Staatsgewalt; ſie ordnen und verwalten 
ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig. (Laſaulx, Deiters, 
Lichnowsky, Jürgens, M. v. Gagern.) Die beſtehenden 
und die neu ſich bildenden Religionsgeſellſchaften ſind 
als ſolche unabhängig von der Staatsgewalt; fie ord⸗ 
nen und verwalten ihre inneren Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
ftändig. (v. Beckerath, R. Mohl, Ahrens.) 
ligionsgeſellſchaft iſt berechtigt, ihre inneren Angelegen⸗ 
heiten unabhängig vom Staate ſelbſt zu ordnen und zu 
verwalten. Die Beſtellung von Kirchenbeamten bedarf 
keiner Beſtätigung von Seiten des Staates. Das Kir⸗ 
chenpatronat iſt aufgehoben. (Wigard, Blum, Simon, 
Schüler.) Keine Religionsgeſellſchaft genießt vor ande; 
ren Vorrechte durch den Staat. Es beſteht fernerhin 
keine Staatskirche. (Wigard, Blum, Simon, Schüler.) 
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befchloffen, die getreuen Stände Unſeres Königreichs 
auf Mittwoch den 20. September d. J. zum ordent⸗ 
lichen Landtage in Unſere Haupt- und Reſidenſtadt 
Stuttgart einzuberufen. Wir befehlen demnach, daß 
die Mitglieder beider Kammern am 18. September d. 
J. ſich dahier einfinden, und am folgenden Tage bei 
dem ſtändiſchen Ausſchuſſe ſich legitimiren. Unſer Mi⸗ 
niſterium des Innern iſt mit der Bekanntmachung und 
Vollziehung dieſes Reſkripts beauftragt. Im Namen 
und aus beſonderer Vollmacht Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs, Seines gnädigſten Herrn Vaters. — Stuttgart, 
den 16. Auguſt. — Karl, Kronprinz von Württemberg. 
— Der Chef des Departements des Innern: Du⸗ 
vernoy.“ 

München, 21. Aug. Beunruhigende Gerüchte.) 
Ueber den Beſtand der kgl. Schatzkammer, die bekannt⸗ 
lich Staatseigenthum iſt, ſind ſeit einiger Zeit verſchie⸗ 
dene Gerüchte verbreitet, namentlich heißt es, daß ſeit 
den Märztagen die Schätze derſelben eingepackt ſeien, 
ein Gerücht, welches beſonders deshalb Glauben findet, 
weil der Beſuch der Schatzkammer zur Beſichtigung 
ihres werthvollen Inhalts ſeit einiger Zeit dem Pu⸗ 
blikum nicht mehr geftattet wird. Die desfallſigen Ge⸗ 
rüchte ſind ſogar zu wiederholten Malen in hieſige Lo⸗ 
kalblätter übergegangen, ohne daß bis jetzt eine Erwi⸗ 
derung, reſp. Berichtigung, von Seite der betreffenden 
Behörde erfolgt wäre. Heute Morgen nun las man 
an den Straßenecken einen Anſchlag folgenden Inhalts: 
„Im Namen des baierſchen Volkes fordern mehrere 
Bürger Münchens ſämmtliche hier anweſende Staats⸗ 
bürger auf, heute ſich im Rathhauſe zu verſammeln, 
um ſich zu berathen und dann zu überzeugen, ob ſich 
der ganze Staatsſchatz noch hier in der Reſidenz 
(Schatzkammer) befindet und laut Inventar nichts ab⸗ 
geht, da derſelbe eingepackt oder ſchon weggebracht ſein 
ſoll.“ Dieſer Anſchlag wurde ſofort wieder abgeriſſen, 
wie man allgemein ſagt, von der Gendarmerie; an eis 
nigen Straßenecken war aber das Publikum bei dem 
Leſen und Abſchreiben ſo zahlreich verſammelt, daß das 
Abreißen nicht ſtattfinden konnte. Sie können ſich den⸗ 
ken, daß der ganze Vorfall nicht geringe Aufregung 
verurſachte. 

Nachſchrift: Eben wird folgende Bekanntma⸗ 
chung an den Straßenecken angeheftet, an vielen Orten 
aber vom Volk abgeriſſen: „Durch höhere Entſchließung 
vom heutigen ſind wir zu der Erklärung ermächtiget, 
daß das wegen Entfernung des Hausſchatzes verbrei— 
tete und durch öffentliche Anſchläge unterſtützte Gerücht 
vollkommen grundlos ſei, und die Verſicherung gegeben 
werden könne, daß der Schatz unberührt und in ſei⸗ 
nem ganzen früheren Beſtande vorhanden ſei. Der 
Magiſtrat vertraut zu den guten Geſinnungen der 
Bürger⸗ und Einwohnerſchaft der Stadt München, 
ſolchen Ausſtreuungen kein Gehör zu geben. 

München, den 21. Auguſt 1848. 

Magiſtrat der k. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt München. 
Bürgermeiſter: Dr. Bauer. Lachmayr, Sekretär.“ 

Hannover, 21. Auguſt. Man erfährt ex post, 
daß bei dem kürzlichen Hierſein des Königs von 
Preußen, deſſen Aufnahme bei unſerm Hofe eine 
ungewöhnlich laue, ja kühle geweſen ſein ſoll, und 
ſcheint hierin die Aufklärung geſucht werden zu dürfen, 
weshalb der König von Preußen auf ſeiner Rückreiſe 
von Köln nach Berlin hier, wie man erwartet hatte, 
weder anhielt, noch die mindeſte Aufmerkſamkeit Sei⸗ 
tens unſers Hofes erfuhr. (Brem. Z.) 

Dresden, 22. Aug. [Kammerverhandlungen 
wegen Zurückberufung der Geſandten und 
Anerkennung der Beſchlüſſe des deutſchen 
Parlaments.] In der heutigen Sitzung der II. 
Kammer interpellirte der Abgeordnete Küttner die 
Stoatsregierung, ob nicht zur Erleichterung des ſäch— 
ſiſchen Staatsbudgets die Zeit gekommen ſei, die bei 
auswärtigen Höfen accreditirten ſächſiſchen Geſandten 
zurückzurufen. Der Interpellant konnte ſich mit der 
Erwiderung des Miniſters von der Pfordten nicht 
für beruhigt erklären, ſondern brachte nunmehr einen 
förmlichen Antrag darauf ein, daß die Regierung 
von den Ständen erſucht werde, den durch 
die Vertretung Sachſens im Auslande dem 
Staatsbudget erwachſenden Koſtenaufwand 
in Angemeſſenheit der jetzigen politiſchen 
Umgeftaltung Deutſchlands baldthunlichſt 
zu vermindern und die Geſandten in Paris, 
London und Petersburg zurückzurufen, wel⸗ 
cher Antrag mit einem Zuſatze des Abg. Tzſchirner, 
daß dieſe Zurückberuf ung ſich auch auf die⸗ 
jenigen Geſandten erſtrecken möge, die bei 
deutſchen Höfen acereditirt find, der dritten 

eputation zur Berichterſtattung überwie- 
ſen wurde. 

An der Tagesordnung war auch der Bericht der 
dritten Deputatſon über den Antrag des Abg. Tzſchir⸗ 
ner wegen Anerkennung der Beſchlüſſe der National⸗ 
Verſammlung. Bei der engern Berathung dieſer An⸗ 
gelegenheit in der Deputation hat die Staatsregierung 
dabei folgende Erklärung abgegeben: „Die Regierung 
kann nur wiederholen, was ſie auf die Interpellation 
gleichen Inhalts geantwortet hat. Sie wird noch auf 
dem gegenwärtigen Landtage eine Vorlage über die 
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deutſche Verfaſſungsfrage an die Stände bringen. Jetzt 
aber hält ſie es für ihre Pflicht, auf die vorgelegte 
Frage nicht einzugehen, weil ſie glaubt, daß eine Er⸗ 
örterung und Entſcheidung derſelben, in welchem Sinne 
dieſe auch gegeben werden möge, das große Werk der 
Einigung Deutſchlands eher ſtören als fördern könne. 
Dazu kommen noch Umſtände, die ſtörend auf ſchwe—⸗ 
bende Fragen einwirken würden, deren Veröffentlichung 
dem Intereſſe des Staats zuwider ſein würde. Die 
Regierung glaubt, durch ihr bisheriges Verhalten be— 
wieſen zu haben, daß ihr jene Einigung aufrichtig am 
Herzen liegt. Mögen alſo die Stände ſich beruhigen, 
ſo lange die Regierung jene Einigung unterſtützt, und 
nicht durch Prinzipſtreitigkeiten der Regierung ein Miß⸗ 
trauen zeigen, welches in dem Augenblicke finanzieller 
Operationen dem ganzen Lande nachtheilig werden könnte. 
Die Regierung muß daher wünſchen, daß die geehrte 
Deputation dieſen Antrag vorerſt nicht an die Kam⸗ 
mer bringe, oder der Kammer anrathe, die Erörterung 
deſſelben bis zur Berathung über die zu erwartende 
Regierungsvorlage auszuſetzen.“ Damit hat ſich jedoch 
die Deputation (Referent Tzſchirner) nicht für befrie⸗ 
digt erklären können, ſondern ſie iſt der Anſicht gewor⸗ 
den, daß dem geſtellten Antrage ohne Anſtand zu ent⸗ 
ſprechen ſei. — Der Abg. Schenk erklärte ſich gegen 
den Antrag der Deputation. Die Sache ſtehe jetzt ſo, 
daß die Regierung nicht a priori läugnen wolle, daß 
ein ſolcher Beſchluß, wie ihn die Deputation beantragt, 
von der Kammer gefaßt werden könne, ſondern aus 
höheren Gründen nur verlange, daß die Berathung 
dieſes Gegenſtandes ausgeſetzt bleibe, bis der von ihr 
zugeſagte Geſetzentwurf an die Kammer kommen werde. 
Er fühle ſich ſeinerſeits veranlaßt, hier der Regierung 
vollkommen zu vertrauen, und ſtelle den Antrag: die 
Kammer wolle in Anerkennung der von der Regierung 
angegebenen, im Deputationsberichte niedergelegten 
Gründe die Erörterung über den Tiſchirner'ſchen An 
trag bis zur Berathung der zu erwartenden Regierungs⸗ 
vorlage ausſetzen. Dieſer Antrag fand zahlreiche Un⸗ 
terftügung und wurde, nachdem der Staats- Minifter 
Dr. v. d. Pfordten die Erklärung abgegeben hatte, 
daß das von der Regierung zugefagte Geſetz 


beſtimmt im Laufe der nächſten Woche an die 


Stände kommen werde, nach einer kurzen De: 
batte mit 43 gegen 21 Stimmen angenommen. 

* 1 Hamburg, 23. Auguſt. (Kriegsſchiffe.] 
Heute Vormittag gegen 11 Uhr ging auf Wunſch des 
Marine⸗Comité das erſte Hamburg-Altonger Kanonen⸗ 
boot „St. Pauli“ unter Kanonendonner aus unſerem 
Hafen ab, um ſeewärts abzufahren und in der Rich—⸗ 
tung der Elbmündung ſeine Stellung zu nehmen. 
Ebenfalls werden die zwei am vollkommenſten ausge⸗ 
rüſteten Hamburger Kriegsſchiffe, nämlich „Deutſch⸗ 
land“ und „Franklin“, welche mit eingeübter, unifor⸗ 
mirter Beſatzung, einem Seearzt u. ſ. w. verſehen ſind, 
nach Helgoland abgehen, um den vor der Elbmündung 
liegenden däniſchen Blokadefregatten, angeführt von 
dem Commandeur Steen Bille, gegenüber eine ent⸗ 
ſprechende Stellung einzunehmen. Die däniſchen See⸗ 
kapereien dauern, im Angeſichte des civiliſirten Europa, 
in der bekannten Weiſe fort. 

Schleswig⸗Holſtein'ſche Angelegenheiten. 

T Altona, 23. Aug. Briefe aus Rendsburg 
melden, daß ein geſtern aus dem Hauptquartier des 
General Wrangels dort eingetroffener Offizier vor: 
ſichert habe, daß bis jetzt von einem abgeſchloſſenen 
Waffenſtillſtande im Lager noch nichts bekannt 
ſei; es deute vielmehr Alles auf Fortſetzung der 
Feindſeligkeit hin. Der General-Quartiermeiſter, 
Herr Geerts, kam am Alſten durch Rendsburg, 
um für die aus dem Süden Deutſchlands heranrücken⸗ 
den Truppen Quartier zu machen. — Eine Batterie 
des ſchwerſten Geſchützes, welche vor einiger Zeit von 
Magdeburg hier in Rendsburg ankam, iſt vor 
einigen Tagen nach Eckernförde abgegangen, um 
die däniſchen Kriegsſchiffe daran zu verhindern, den 
dortigen Hafen mit ihren Beſuchen zu beehren. — 
Geſtern iſt ganz unerwartet der Großherzog von 
Mecklenburg⸗Schwerin und der Herzog von 
Auguſtenburg hier eingetroffen. Erſterer aus dem 
Hauptquartier und Letzterer aus Kiel. Hochge⸗ 
ſtellte Perſonen, die dieſen Herren ihre Aufwartung 
machten, verſicherten, daß der Waffenſtillſtand nicht 
ſo nahe vor der Thüre ſei, wie man allgemein glaube, 
und ſcheine eher nicht eingetreten, als ja. Mar 
von Gagern, der in Rendsburg bisher mit der 
proviſoriſchen Regierung unterhandelte, iſt wieder nach 
dem Hauptquartier abgereiſt. — Dieſſeits Helgo⸗ 
land kreuzen 2 däniſche Fregatten und 2 däniſche 
Schooner. 

Kiel, 22. Aug. Wenn auch unſere Landesver⸗ 
ſammlung mit ihrer Vertagung einen Beſchluß gefaßt 
hat, dem wir bisher nur eine für das Land betrü- 
bende Wichtigkeit beizulegen vermögen, ſo iſt doch nicht 
zu leugnen, daß ſie auch einige Beſchlüſſe gefaßt hat, 
welche eine erfreulichere Bedeutung haben und nament⸗ 
lich bei der zweideutigen Zuſammenſetzung unſerer Ver⸗ 
ſammlung von Relevanz ſind, mögen andere konſtitui⸗ 
rende Verſammlungen dergleichen auch ganz ſelbſtver⸗ 
ſtändlich anſehen. Wir meinen hier zunächſt drei Be⸗ 
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ſchlüſſe, wovon zwei in Bezug auf die Vertagung 
vorkamen. 1) Die Verſammlung erklärt, daß, mit 
Vorbehalt der Rechte der Centralgewalt, 
ohne ihre Einwilligung keine Perſon und Eigenthum 
betreffenden Geſetze gegeben und keine Steuern, die ſie 
nicht bewilligt, erhoben werden dürfen, und 2) die 
Verſammlung erklart, daß ſie mit Vorbehalt der 
Rechte der Centralgewalt, weder vertagt noch 
aufgelöſt werden könne, ohne und bevor die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Staatsverfaſſung feſtgeſtellt iſt, vorbehalt⸗ 
lich des Rechtes der Selbſtvertagung. — Der dritte 
wichtige Beſchluß iſt der in Betreff Olshauſen's 
Entlaſſung. Falck, dem im Princip auch Graf 
Reventlou⸗-Jersbeck beiſtimmte, beantragte, die 
Verſammlung möge ſich für inkompetent erklären, aber 
dieſe Theorie fand im Ganzen nur fünf Anhänger in 
der Verſammlung. Die Kompetenz, Olshauſen entlaſ⸗ 
fen zu können, wurde dagegen, außer von dieſen Mer 
nigen, allgemein anerkannt und durch den Beſchluß: 
„daß die Verſammlung dem Austritte des Herrn Ols— 
hauſen keine Hinderniſſe in den Weg lege“, 
die Kompetenz der Landesverſammlung, Mitglieder aus 
der proviſoriſchen Regierung zu entlaſſen, alſo auch an— 
dere wieder zu beſtellen, ſehr deutlich ausgeſprochen. 
Die Verſammlung hat ſich damit für eine über der 
proviſoriſchen Regierung ſtehende Gewalt, für ſouve— 
rain erklärt und wir wollen wünſchen, daß ſie dieſe 
Souverainetät bewahrt. — Endlich iſt würdig der Be⸗ 
ſchluß, ſowohl Dänemark als Deutſchland gegenüber, 
daß die proviſoriſche Regierung mit größter 
Energie die Kriegsrüſtungen fortſetzen ſolle. 
(B.⸗ H.) 
g Oeſterreich. 5 

8 Wien, 24. Auguſt. [Der Arbeiter⸗Auf⸗ 
ſtand.] Geſtern kam es im Augarten und im Pra— 
ter zu einem Kampf, wobei viel Blut floß. Die Ar⸗ 
beiter von vielen Arbeiter-Plätzen hatten ſich dort ver: 
ſammelt, um einen Streich auszuführen. Die Sicher⸗ 
heitswache, die ſtark mit Steinen beworfen ward, ſchritt 
zuerſt ein und verwundete durch Säͤbelhiebe eine bez 
deutende Anzahl. Inzwiſchen griffen auch die Arbeiter 
der Nordbahn, die durch die verhängten Lohnabzüge 
gar nicht betroffen waren, zu den Waffen und aus 
dem hölzernen Jägerhaus bei der Schwimmſchule fie⸗ 
len mehrere Piſtolenſchüſſe auf die in der Nähe be⸗ 
ſchäftigten Sappeurs, die ſofort einbrachen und von 
ihrem Seitengewehr den blutigſten Gebrauch machten. 
Die in großen Maßen anrückende Nationalgarde machte 
einige Bajonnettangriffe und als ſie auf beharrlichen 
Widerſtand ſtieß, erfolgten mehrere Salven, welche viele 
Opfer koſteten. Der Kampf dauerte von 3 Uhr 
Nachmittags bis 40 uhr Abends; die Auen wim⸗ 
melten von Nationalgardiſten. Die einzelnen Abthei⸗ 
lungen der Sicherheitswache und der Bürgerwehr, die 
im Gefecht geweſen, jauchzten beim Vorübermarſchiren 
einander zu! Ich bemerke dies als einen Akt großer 
Frivolität. — Zuletzt wurde ein Theil der Aufſtändi⸗ 
ſchen durch einen ſeichten Donauarm auf eine mit Ge⸗ 
ſtrüpp dicht bewachſene Inſel gedrängt, wo fie feſten 
Fuß zu faſſen ſchienen. Die Zahl der Verwunde⸗ 
ten iſt von Seite der Nationalgarde fünf Mann, 
von der Sicherheitswache wurden 11 Mann ver⸗ 
wundet und 1 Mann meuchlings ermordet, von 
den Arbeitern ſind 6 auf dem Platz geblieben 
und 88, worunter RO Weiber, liegen ſchwer 
verwundet im Spital der barmherzigen Brüder. 
Die Zahl der Leicht verwundeten, die ſich verbin⸗ 
den ließen, dürfte wohl auf 60 ſich belaufen. Es war 
ein jammervoller Anblick, als die Verwundeten in die 
Jägerzeile geſchleppt und dort unter Schmerzgeheul 
und Verwünſchungen an den öffentlichen Brunnen ge⸗ 
waſchen wurden; jene, die ohne große Gefahr nicht 
bis ins Kloſter der barmherzigen Brüder gebracht wer⸗ 
den konnten, fanden im Tanzſaal des Odeons und in 
einer nahen Privatreitſchule ein proviſoriſches Unter⸗ 
kommen. Die akademiſche Legion war zwar aus⸗ 
gerückt, enthielt ſich aber jeder Einmiſchung und be⸗ 
ſchränkte ſich auf Beſchwichtigung. Hente iſt Alles 
ruhig, doch ſteht die Nationalgarde unter Waffen. 

Unfer Wiener * Korreſpondent meldet, daß das 
Miniſterium den Sicherheits-Ausſchuß aufgelöſt 
habe. Ein am 24. erſchienenes Placat beſage: „daß 
es die exekutive Gewalt allein unter ſich ſtelle.“ Wir 
vermögen zwiſchen dieſen beiden Meldungen keinen 
nothwendigen Zuſammenhang zu finden und wollen 
daher die Beſtätigung der wichtigen Nachricht ab⸗ 
warten. > : 

* [Kriegs ſchauplatz.] Aus Mailand v. 20. 
nichts Neues. Ebenſo aus Padua vom 21. In 
Trieſt iſt nach Berichten v. 23. een Dampfſchiff, 
welches Sonntags aus Venedig eintraf, keine neue 
Nachricht von dort auge Venedig rüſtet 
ſich ſtandhaft und läßt die Piemonteſen nicht 
fort. Die dortigen Machthaber ſuchen die Venetianer 
in dem Glauben zu erhalten, Frankreich werde nach 
abgelaufenem Waffenſtillſtand zu Hilfe kommen. Das 
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(Fortſetzung.) 
Benehmen Albini's und der Piemonteſen ſcheint dieſe 
Verſion zu beſtätigen. Allein die Berichte aus dem 
Hauptquartier des Marſchalls laſſen eine bewaffnete 
Intervention Frankreichs ſtark bezweifeln. 

SS Peſth, 22. Auguſt. [Stürmifhe Kam: 
merſitzung.] In Folge der Nachricht von der Nie⸗ 
derlage der Ungarn bei St. Thomas war geſtern eine 
ſehr ſtürmiſche Sitzung im Hauſe der Deputirten. Es 
iſt nämlich unzweifelhaft, daß ein General in der Af⸗ 
faire bei St. Thomas die Ungarn in dem Augenblicke 
durch Contrebefehle verrathen, als ihr Sieg gewiß 
ſchien. Die Ungarn ſollen bereits auf den Schanzen 
geweſen ſein, als auf einmal die ſie ſchützende Kano⸗ 
nade verſtummte und ſie im Stiche gelaſſen wurden. 
Moritz von Perzel, welcher Polizeichef im Miniſte⸗ 
rium des Innern geweſen, wegen der reaktionären Rich⸗ 
tung des Miniſteriums aber ſeine Stelle niederlegte, 
überhaupt ein in Ungarn ſeltener Charakter, erklärte 
nun von der Rednerbühne herab, daß in der Anord— 
nung oder Ausführung der Kriegsoperationen „Ver⸗ 
rath“ iſt, er achte zwar den Kriegsminiſter Meßaros, 
er ſehe aber ungern in deſſen Händen das Kriegsporte⸗ 
feuille. Er trage daher darauf an, ein Kriegs⸗Ko⸗ 
mité niederzuſetzen und nöthigenfalls bevollmäch⸗ 
tigte Kommiſſäre ins Lager zu ſenden, welche 
dort die ſtreugſte Unterſuchung auſtellen ſollen. 
Das Haus hörte den Redner mit tiefſter Aufmerkſam⸗ 
keit an. Der Reg.⸗Kommiſſär Moritz von Gent: 
kiralyi, welcher als Courier aus dem Lager gekommen, 
legte Verwahrung ein gegen die Allgemeinheit des der 
militäriſchen Kriegsleitung gemachten Vorwurfs der 
Verrätherei und gab alfo ſtillſchweigend den theil⸗ 
weiſen Verrath zu. Aber jetzt fingen die Miniſter 
Meßaros, Batthyany, Koſſuth und Szecheny 
an, gegen Perzel wie angeſchoſſene Bären zu wüthen. 
Sie warfen ihre Portefeuille s hin, „morgen iſt 
kein Miniſterium mehr!“, wenn das Haus nicht ſo⸗ 
gleich ſeine Mißbilligung gegen Perzel ausſpreche und 
dem Miniſterium abermals ein Vertrauensvotum 
gebe. Die miniſterielle Majorität erhob nun einen 
ungeheuren Lärm gegen Perzel. Das wilde Schreien 
und Durcheinander dauerte beinahe 4 Stunden und 
endete mit der erbärmlichen Comödie des Vertrauens⸗ 
Votums für das Miniſterium und der Mißbilligung 
gegen Perzel. Koſſuth hatte die Ernennung einer 
Commiſſion beantragt, vor welcher Perzel die Be⸗ 
gründung ſeiner ſchweren Anklage führen ſolle. Die 
Majorität klatſchte Beifall, als aber Meßaros ver: 
langte, daß Perzel nicht einer Commiſſion des Hau⸗ 
ſes, ſondern dem Miniſterium des Vertrauens ſeine 
etwaigen Beweiſe vorlege, erklärte ſich die Maſorität 
für Meßaros. In der Nacht fand wieder eine au⸗ 
ßerordentliche Sitzung ſtatt, in welcher in Betreff des 
Rekrutirungsgeſetzes zwiſchen dem Entwurf des 
Kriegsminiſters Meßaros und dem Amendement des 
Finanzminiſters Koſſuth entſchieden ward. Die Ma⸗ 
jorität ſprach ſich für Meßaros aus. So hat dieſer 
treue Knappe Radetzky's den Koſſuth aus der Ma⸗ 

jorität ausgeſtochen. 
a Prag, 1. Auguſt. Die Swornoſt. Stu⸗ 
denten.] In der heute Nachmittag ſtattgehabten 
zweiten Verſammlung der Swornoſtmitglieder wurde 
der Proteſt gegen die vom Expräſidenten Thun will⸗ 
kührlich vorgenommene Auflöſung der „Swornoſt“ 
vorgeleſen und genehmigt. Es wird darin von Seite 
der Swornoſt⸗Mitglieder zugleich der Vorſatz ausgeſpro⸗ 
chen, daß ſie erſt hei der allgemeinen Auflöſung der 
Sonderkorps in die Nationalgarden-Abtheilungen ſich 
einreihen laſſen wollen. Dann ſchritt man zur Wahl 
einer Deputation, welche den Proteſt dem Miniſterium 
vorzulegen hat. Die Deputation wurde zugleich be: 
fugt, den Wiener Sicherheits⸗Ausſchuß zu beſuchen, 
um daſelbſt zur Verſtändigung (beſonders hinſichtlich 
der letzten Prager Ereigniſſe) und zur Sympathie zwi⸗ 
ſchen Wien und Prag das Möglichfte beizutragen. 
Herr Dr. Kraus machte den Vorſchlag zur Wahl eines 
Ausſchuſſes, der die Angelegenheiten der Swornoſt bis 
zu ihrer völligen Reorganiſirung und ſelbſt weiterhin 
zu beſorgen habe. Wurde angenommen. — Herr 
Wawra that zuletzt den Vorſchlag, man ſolle das 
Denkbuch der Swornoſt, nachdem man noch in daſſelbe 
eine Geſchichte des Corps eingeſchrieben, dem National⸗ 
Muſeum ſchenken. Wurde gleichfalls angenommen. 
— Heute fanden die Leichenbegängniſſe zweier Studi⸗ 
renden (Legionsmitglieder) ftatt, und da ſahen wir denn 
nach längerer Zeit wieder die bunten Studenten⸗Kap⸗ 
pen und Waffen. Der Studenten⸗Ausſchuß hatte für 
dieſen Fall eigens die Einwilligung hiezu vom Guber⸗ 
nial⸗Präſidenten erwirkt. Dann aber werden ſie wie⸗ 
u bis zur völligen „Reorganiſation der 
Prager n welch er man jedoch ſchon hoffnungsvoll 
entgegen ſieht ? (Prag. 3.) 
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Grſtern wurden Graf Deym und Benoni ihrer 

Haft entlaſſen. (Abdbl.) 
Rußland. 

** Warſchau, 22. Auguſt. [Ruſſiſche Bar⸗ 
barei.] Vier hieſige Schneidergeſellen, Marſchand, 
Kalinowski, Baſylski und Fijalkowski wur: 
den nach Ausſpruch des Kriegsgerichts als ſchuldig ber 
funden, im Monat März bei Geſprächen über die po⸗ 
litiſchen Ereigniſſe in Frankreich und Deutſchland die 
Abſicht kund gegeben zu haben, auch in Warſchau 
einen Aufſtand vorzubereiten und daß ſie zu dieſem 
Zwecke mit einigen Soldaten Bekanmtſchaft angeknüpft, 
um ſie für ihre Abſichten zu gewinnen; dieſe Solda⸗ 
ten aber haben der Behörde davon Kenntniß gegeben. 
Für dieſes Vergehen hat der Feldmarſchall Paskie⸗ 
witſch unter Beſtätigung des kriegsrichterlichen Urtheils 
beſchloſſen, die vier Geſellen ihrer Staatsrechte verluſtig 
zu erklären, den Marſchand durch 500 Leute 
zweimal und die obigen drei ebenfalls durch 
500 Leute einmal Spießruthen laufen zu 
laſſen und ſodann alle vier auf zehn Jahre nach 
Sibirien zu ſchweren Feſtungsarbeiten ab⸗ 
zuſchicken. Dieſes Urtheil wurde heute früh 8 Uhr 
vollzogen. 

Frankreich. 

Paris, 20. Auguſt. [Ueber die Weiber-De⸗ 
monftration,] welche geſtern in den Umgebungen 
des Palaſtes der National⸗Verſammlung ziemliche Be⸗ 
wegung hervorrief, berichtet die „Gazette des Tribu⸗ 
naux“: Seit mehreren Tagen verlautete, daß eine 
durch die Menge impoſante und ausſchließlich aus 
Weibern beſtehende Kundgebung Statt finden werde. 
Man ſprach davon, daß aus allen Vorſtädten und 
aus den Gemeinden des Burgfriedens 100 — 150,000 
Weiber gleichzeitig auf den Palaſt der National⸗Ver⸗ 
ſammlung unter dem Vorwande losziehen würden, ein 
Gnaden⸗ und Amneſtiegeſuch für die Juni⸗Inſurgen⸗ 
ten zu überbringen. Die energiſchen Maßregeln, welche 
die Behörde vorgeſtern, geſtern und heute traf, fies 
nen anzudeuten, daß dieſe Gerüchte nicht ganz grund⸗ 
los ſeien. Plötzlich erhielt auch heute Nachmittag zwi⸗ 
ſchen 4 und 5 Uhr der Präſident Marraſt die amt⸗ 
liche Anzeige, daß eine beträchtliche Anzahl Weiber 
heranziehe, und daß ihnen wahrſcheinlich übelgeſinnte 
Männer von fern folgten, um den mindeſten Conflikt, 
der etwa entftehe, zu benutzen. Augenblicklich wurden 
Maßregeln zur Verhütung jedes Angriffsverſuchs ge⸗ 
troffen. Auf der Brücke, auf den Quais und in den 
anſtoßenden Straßen wurden ein Dragoner⸗ und zwei 
Infanterie⸗Regimenter aufgeſtellt, während ein anderes 
Regiment und die 10. Legion der Nationalgarde im 
Innern des Palaſtes unter den Waffen ſtanden. Um 
5 ½ Uhr wurde von zwei Repräſentanten dem Präſi⸗ 
denten Marraſt eine Petition übergeben, welche, mit 
den Uuterſchriften von Müttern, Weibern, Töchtern ꝛc. 
der Juni⸗Gefangenen bedeckt, für dieſelben um Am⸗ 
neſtie bittet. Die Weiberproceſſion war nicht über die 
Straße Rivoli hiuausgekommen, da die Vorpoſten hier 
den Weg verſperrten. Schon vor ſechs Uhr ließ man 
die Truppen in ihre Quartiere zurückziehen, da nichts 
auf Ruheſtörungs⸗Verſuche hindeutete. 

Paris, 21. Auguſt. [Nationalverſammlung. 
Sitzung vom 21ſten. Italieniſche Angele- 
genheiten.] Bei Beginn der Sitzung nimmt Drouin 
de Lhys das Wort und zeigt an, daß 30 Delegirte 
der Nationalgarde von Mailand unterm 29. Juli eine 
Petition an die franzöſiſche Nationalverſammlung ge: 
richtet haben, worin fie die augenblickliche bewaff: 
nete Intervention Frankreichs verlangen. 
Drouin de Lhys bittet die Verſammlung, dieſe wich- 
tige Frage ſobald als möglich auf die Tagesordnung 
zu bringen. Der Präſident Marxraſt zeigt an, daß 
mehrere Vertreter die Abſicht haben, Interpellationen 
wegen Italien an die Regierung zu ſtellen; man könne 
daher beide Gegenſtäude zuſammen behandeln. — Ge⸗ 
neral Cavaignac. (Tiefe Stille.) „Die Regierung iſt 
bereit, die Interpellationen anzunehmen, ſie wird auf 
jede Frage ſo ausführlich antworten, wie es nur ir⸗ 
gend möglich iſt.“ Die Nationalverſammlung entſchei⸗ 
det, daß der Bericht über die Mailänder Petition ſo⸗ 
gleich geleſen werde. Die Petition beruft ſich auf das 
Manifeſt Lamartines und auf das feierliche Votum 
der Verſammlung vom 24. Mai, welches die Befreiung 
Italiens gewährleiſtete. Das Comité der auswärtigen 
Angelegenheiten beſchwert ſich in dem Berichte, daß es 
zweimal die Mittheilung der den franzöſiſchen Geſand⸗ 
ten ertheilten Inſtruktionen verlangt, General Cavai⸗ 
gnac dieſelben aber verweigert habe. Nach Verleſung 
dieſes Berichts erklärte General Cavaignac, er ſei bes 
rült, die Diskuſſion über dieſen Gegenſtand ſogleich 
anzunehmen. (Beiſtimmung.) Die italieniſche Frage 
fei ſehr zarter Art; ihre Behandlung für ihn, der Tri⸗ 


büne ungewöhnt, ſehr ſchwierig; er werde daher kurz 


ſein. Bei der Uebernahme der Exekutivgewalt habe er 
ſich ſogleich nach der Lage der en Vahle 
niſſe genau erkundigt. In der italieniſchen Frage habe 
er eine Richtſchnur vorgezeichnet gefunden: das Votum 
vom 24. Mai. Aber er habe auch nicht zu irren ge⸗ 
glaubt, wenn er als den allgemeinen Wunſch der Na⸗ 
tion einen ehrenvollen Frieden betrachtet habe. 
(Beiſtimmung.) Es gehöre in Frankreich mehr Muth 
dazu, den Frieden zu vertheidigen als den Krieg. (Sehr 
gut!) Die letzten Ereigniſſe hätten die Lage der Dinge 
weſentlich verändert. Vor denſelben wäre eine fried⸗ 
liche Löſung leicht möglich geweſen; nach Radetzkys 
Siegen wurde ſie ſchwieriger. Erſt nach der vollſtän⸗ 
digen Niederlage der italieniſchen Armee ſei die Inter⸗ 
vention Frankreichs verlangt worden. Frankreich habe 
erſt alle gütlichen Mittel verſuchen wollen, es habe ſich 
an England gewendet und dieſes aufgefordert, um den 
Frieden der Welt zu erhalten, mit ihm gemeinſchaftlich 
vermittelnd aufzutreten. England ſei ſogleich auf dieſe 
Eröffnung eingegangen und die gemeinſchaftliche Hand⸗ 
lung habe ſogleich begonnen. Aber er glaube nicht, 
in die Details dieſer Negociationen ſchon jetzt einge⸗ 
hen zu können. Wir ſind keine Regierung, die der 
Nationalverſammlung ſelbſtſtändig gegenüber ſteht, ſon⸗ 
dern wir ſind nur ein Inſtrument ihres Willens. So⸗ 
bald wir etwas Beſtimmtes ſagen können, werden wir 
weitere Mittheilungen machen. Aber noch ein Mal, 
m. H., es iſt leichter, in Frankreich den Krieg zu pre⸗ 
digen, als den Frieden. Große Männer, die ihrem 
Lande wichtige, aber friedliche Dienſte geleiſtet ha⸗ 
ben, ſind beinahe unbeachtet vorübergegangen, und doch 
wäre ich gerade auf dieſen Ruhm ſtolz. Die Repu⸗ 
blik kann nur im Frieden feſt gegründet werden; nur 
unter dem Schutze eines ehrenvollen Friedens können 
wir unſere republikaniſche Erziehung machen, und ich 
behaupte, daß man nur dann ſeinem Vaterlande wirk⸗ 
liche Dienſte leiſten kann, wenn man ſo wenig als 
möglich an ſich ſelbſt denkt. (Stürmiſcher Bei⸗ 
fall.) Ich bin Soldat; der Degen iſt mein Handwerk; 
der Krieg kann mir vielleicht Ruhm bringen, aber noch 
einmal: es handelt ſich nicht um mich, es handelt ſich 
um das Glück, um das Wohl Frankreichs, um die 
Republik, und deshalb ziehe ich den Frieden vor, ſelbſt 
auf die Gefahr hin, mein Bischen Popularität zu ver⸗ 
lieren. Ich werde, ich will nicht ſagen, mit Vergnü⸗ 
gen, aber gern den Krieg führen, wenn er unvermeid⸗ 
lich iſt, wenn ihn die Ehre und die Intereſſen der 
Republik erheiſchen; aber ſo lange dies nicht der Fall 
iſt, werde ich mit allen Kräften dem Drange und den 
Verlockungen zu einem Kriege widerſtehen, der mir 
nicht nöthig und daher Frankreich ſchädlich erſcheint. 
Ich glaube die feſte Ueberzeugung ausſprechen zu dür⸗ 
fen, daß die Nationalverſammlung und das Land meine 
Anſicht theilen, und ſo lange dies der Fall iſt, fühle 
ich mich ſtark und ruhig.“ Ein nicht endender Bei⸗ 
fall folgt dieſer Rede; ja es wird ſogar Beifall ge⸗ 
klatſcht, ſo daß der Präſident dieſe Aeußerung als 
reglementswidrig verbieten muß. Die Vertreter von 
allen Farben drängen ſich um Cavaignac und drücken 
ihm die Hand. Eine Unterbrechung von 20 Minuten 
folgt Cavaignacs Rede, worauf Puyfigur eine Rede 
ablieſt, in der er die auswärtige Politik der Regierung 
bitter tadelt. Allein Niemand hört auf ihn. Er ſchließt 
damit, daß er die Vorlage aller auf Italien bezügli⸗ 
chen Dokumente verlangt. — J. Favre will die Re⸗ 
gierung nicht ſchwächen, aber erklärt, daß die Erklä⸗ 
rung Cavaignacs ihn nicht befriedigt habe. Die Na⸗ 
tionalverſammlung ſei durch das feierliche Votum vom 
24. Mai vor ganz Frankreich, vor Italien, vor Eu⸗ 
ropa gebunden und müſſe daher verlangen, daß ihr 
Wille erfüllt werde. Das Comité der auswärtigen 
Angelegenheiten habe die Dokumente verlangt, weil es 
die Aufgabe habe, die Leitung der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten zu übernehmen. (Heftiger Widerſpruch.) 
General Cavaignac: „Ich erkenne dem Comits die 
ſes Recht nicht zu.“ Der Präfidene macht darauf 
aufmerkſam, daß nach dem Reglement die Comit’s nur 
die Miſſion haben, die Vorſchlaͤge und die Petitionen 
zu prüfen. (Allgemeine Beiſtimmung.) J. Favre 
erklärt, daß er die Beiſtimmung der Verſammlung zu 
der Erklärung Cavaignacs nicht theile. Auch er wolle 
den Frieden für Frankreich, aber vielleicht zu ande⸗ 
ren Bedingungen, als die Regierung, und darum ſei 


die Diskuſſion nothwendig. Seine Bedingung ſei: die 


vollſtändige Nationalität, Unabhängigkeit und Freiheit 
Italiens, und von dieſer Bedingung könne Frankreich 
nicht abgehen. Er geht nun auf eine Schilderung der 
bedrängten Lage Italtens ein, das, aufs Aeußerſte ge⸗ 
trieben, von Frankreich im Stiche gelaſſen worden. 
Er beſteht auf die Mittheilung der Dokumente und 
ſpricht ſich zugleich für die Allianz mit England, als 
einem Akte der Klugheit und des Patriotismus, aus. 
— General Cavaignac: „Ich wiederhole: wir find 


keine konſtituirte Regierung, die der Nationalverſamm⸗ 
lung gegenüberſteht, wir ſind ihr Inſtrument. Was 
ſie befiehlt, werden wir thun. Wir können ihr alſo 
die Mittheilung der Dokumente nicht verweigern, ſobald 
ſie dieſe Mittheilung befiehlt. Aber wir weiſen auch 
jede „Beaufſichtigung“ von Seiten eines Comiteés 
zurück. Wir hängen nur von der ganzen National- 
verſammlung ab und kein Comité kann uns zwin⸗ 
gen, zu antworten, wenn wir dies gegen unſere 
Pflicht halten. (Beiſtimmung.) Die beiden vorherge⸗ 
henden Redner hätten noch davon geſprochen, daß die öf⸗ 
fentliche Meinung ſich dagegen ausſpreche, daß man 
ſich von England ins Schlepptau nehmen laſſe. Er 
glaube nicht, daß dies die wahre Meinung des Vol⸗ 
kes ſei, ſo wenig er glaube, daß Frankreich von Eng⸗ 
land ins Schlepptau genommen ſei. Sei aber dieſer 
Glaube wirklich im Volke verbreitet, ſo würde er es 
für ſeine Pflicht halten, denſelben lieber als irrig zu 
bekämpfen, als ihn auf der Tribüne zur Sprache zu 
bringen. (Sehr gut.) — Larochejaquelin beſchwert ſich, 
daß man alle Fragen erſticken wolle, welche die Ehre 
Frankreichs intereſſirten. (Sprechen Sie!) Er erinnert 
an Lamartines Reden und wie ſchlecht die Handlungen 
der Regierung damit geſtimmt hätten. Man habe dem 
Lande geſagt, Italien habe die Intervention zurückge⸗ 
wieſen; es weiſe fie jetzt noch zurück. General Ca: 
vaignac: „Das haben wir nie geſagt!“ Laroche⸗ 
jacquelin: „Ich ſpreche nicht von Ihnen; Sie 
haben uns nichts geſagt.“ (Heiterkeit.) Die öffent⸗ 
liche Meinung ſei irre geführt, und daher müſſe eine 
Discuſſion ſie aufklären. Er ſehe die Vermittelung 
mit England ungern, er glaube, Irland werde das 
Opfer derſelben ſein, — und auf welcher Baſis wolle 
man vermitteln? Die Regierung ſage nichts: wolle die 
Verſammlung die Verantwortlichkeit für fie überneh⸗ 
men? (Von vielen Seiten ja, ja!) Sarrans verlangt 
das Wort. — Die Verſammlung verlangt den Schluß 
der Discuſſion. Sarrans nimmt das Wort gegen den 
Schluß. Als er wieder vom Comité der auswärtigen 
Angelegenheiten anfängt, ſagt Jules Favre: Ich bitte 
die Verſammlung, ſich nicht länger mit den inneren 
Angelegenheiten des Comités, ſondern mit Italien zu 
beſchäftigen. Endlich wird der Schluß der Discuffion 
ausgeſprochen und, mit Zuſtimmung der Regierung, 
die Petition an den Conſeils-Präſidenten 
und den Miniſter der auswärtigen Angeles 
genheiten gewieſen. Dieſer Beſchluß wird 
mit Einſtimmigkeit angenommen. Abgeordn. 
Creton interpellirt den Finanzminiſter, wie es mit der 
Rechnungsablage der proviſoriſchen Regie⸗ 
rung ſtehe? Er weiſt in einer langen Entwickekung 
nach, wie nothwendig feine Anfrage fei, da die Staats⸗ 
gelder weder nützlich noch redlich verwendet wor⸗ 
den ſeien. (Einſpruch.) Es ſei aber nöthig, daß die 
Thatſachen, wie die Männer jener Zeit klar daſtehen. 
Er glaubt, daß die Staatsgelder angewendet worden 
ſeien, den Bürgerkrieg zu organiſiren und zu un⸗ 
terſtützen. (Heftige Unterbrechung.) Die Unterſuchung 
über Thatſachen könne nur unbeſtimmte Reſultate ges 
ben; aber eine finanzielle Unterſuchung müſſe von 
Quittung zu Quittung endlich zur Wahrheit führen. 
Eine ſolche Unterſuchung mit Beweisſchriften über die 
Staatsgelder verlange er. (Poſtſchluß.) 

(Ver miſchtes.] Die Gerüchte von bevorſtehen⸗ 
den Unruhen dauern fort; die Journale machen bes 
ſonders auf die Umtriebe der reaktionären Parteien 
aufmerkſam. Auch eine Wiederholung der Frauen 
Demonſtration im vergrößerten Maßſtabe wird er⸗ 
wartet. — Die konſervative Partei der Nationalver⸗ 
ſammlung hat in ihrem Klubb der Rue Poitiers bes 
ſchloſſen, in der Diskuſſion über die Unterſuchungs⸗ 
Angelegenheit mit Mäßigung aufzutreten und die ganze 
Sache, wo möglich, am Schluſſe der erſten Sitzung 
durch eine motivirte Tagesordnung zu be 
ſei tigen. 

[Das heutige Journal des Debat$] berich⸗ 
tet: „Irrthümlich haben wir geſtern angezeigt, daß 
Herr Andrian, Vice⸗Präſident der Frankfurter Ver⸗ 
ſammlung, mit einer außerordentlichen Miſſion an die 
Republik nach Paris komme. Herr Andrian reiſt 
nur hier durch und begiebt ſich einzig und allein nach 
London. Herr Friedrich von Raumer, der aus⸗ 
gezeichnete Hiſtoriker, iſt es, der den Auftrag hat, dem 
General Cavaignac den Ausdruck der Sympathien 
des beutſchen Reichsverweſers für die franzöſiſche Re⸗ 
gierung zu überbringen. Wenn das Mandat des 
Herrn von Raumer ſich noch auf andere Fragen er⸗ 
ſtrecken ſollte, namentlich auf den Wunſch des Reichs, 
an den Unterhandlungen in Betreff Italiens 
theilzunehmen, fo würde dies, wie man uns ver— 
ſichert, nur mit der beſtimmt ausgeſprochenen 
Abſicht ſein, eine ganz verſöhnende Haltung 
zu Gunſten der italieniſchen Freiheiten an⸗ 
zunehmen, falls dieſe ſich durch ungerechte Forderun⸗ 
gen bedroht faͤnden. Eine ſolche Politik wäre auch 
eben ſo der geſunden Vernunft, wie den Intereſſen 
Deutſchlands entſprechend.“ 

([Der florentiniſche Advokat Sylpanil iſt fo 
eben mit einem außerordentlichen Auftrage der Regie⸗ 
rung des Großherzogs von Toskana in Paris 
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eingetroffen; von hier wird derſelbe ſich nach London gehen, daß zu Anfang dieſer Woche ein allgemeiner 


begeben. 

General Cavaignac ſoll ſehr ſorgenvoll ſein. 
Vor einigen Tagen fand ein außerordentlicher Kabinets⸗ 
rath ſtatt, wozu außer dem Präfekten der Seine und 
dem Polizeipräfekten, dem Präſident der Nat.⸗Verſ. und 
begen 20 Repräſentanten verſchiedener Meinungsſchat⸗ 
tirungen geladen waren. Zweck der Berathung war 
die kritiſche Lage der Gegenwart. Man kam 
zu dem Beſchluſſe, daß es nicht mehr möglich ſei, die 
Dokumente des Unterſuchungsberichtes ge⸗ 
heim zu halten, welche Uebelſtände es auch für 
manche Förderer der Republik haben möchte. Es kam 
hier zur Sprache, welche ungünſtige Stimmung ſich in 
den Provinzen gegen Paris und ſelbſt gegen die Re⸗ 
publik äußere, welche im Ganzen von der Departemen⸗ 
tal-Preſſe getheilt werde, daß die induſtrielle und kom⸗ 
merzielle Kriſis beim Herannahen des bevorſtehenden 
Winters die Gefahren der Lage noch vermehre, wurde 
anerkannt. Ein alter Republikaner ſoll dabei haben 
die Worte fallen laſſen, daß man die rothe Re⸗ 
publik durchmachen müſſe, ehe man zur Mo⸗ 
narchie zurückkehre. Da ſoll General Cavaignac 
mit den Worten aufgeſprungen ſein: Nie! nie! 

t alien. 

Verona, 15. Aug. [Verhaftungen. — Ar⸗ 
mee⸗Verſtärkung.] In Mailand hatten ſich der 
dort in Penſion lebende kaiſerl. königl. Feldmarſchall⸗ 
Lieutenant Baron Rougier und der dort angeſtellte 
kaiſerk. königl. Feldmarſchall⸗Lieutenant Rivaira wäh: 
rend der letzten Revolution ſehr, gegenüber von Oeſter⸗ 
reich, kompromittirt, weßwegen ſie auch nebſt andern 
treuloſen Offizieren aus italieniſchen kaiſerl. königl. 
Regimentern vor ein Kriegsgericht geſtellt wurden. — 
Dreißig Bataillone ſind vom Kriegsminiſterium in 
Wien wieder zur Verſtärkung der italieniſchen 
Armee beſtimmt, wovon 15 Bataillone nebſt vier gut 
beſpannten Batterien ſchon im Anmarſch ſind. 

(B. f. T.) 

Nom, 11. Auguſt. [Der Ruf nach engliſcher 
oder franzöſiſcher Intervention.] Die Hoch⸗ 
ebbe unſers politiſchen Lebens und Treibens ward zur 
Hochflut, als hier auf außerordentlichem Wege geſtern 
die Nachricht von dem Einrücken der Vorhut des 
Welden'ſchen Reſervekorps in Bologna einging. 
Vierhundert Ulanen und eine Kompagnie Jäger dran⸗ 
gen ohne Widerſtand am 7. Auguſt früh durch die 
Porta San Felice und Porta Maggiore, zogen ſich 
indeſſen noch am nämlichen Tage wieder aus der 
Stadt, auf Grund einer zwiſchen General Welden 
und dem Prolegaten Bianchetti abgeſchloſſenen Kon⸗ 
vention zurück. Nach Ratifikation dieſes Traktats be⸗ 
ſetzten die Oeſterreicher die Porta San Felice, Gal⸗ 
liera, Maggiore und erſchienen in der Stadt ohne 
Waffen. Nichts hat die Römer ſo ſehr gedemüthigt, 
als das Bekanntwerden dieſes Uebereinkommens. Alles 
fordert laut eine franzöſiſche oder engliſche 
Intervention. In der letzten Deputirtenſitzung in⸗ 
terpellirten Fürſt Canino und andere Repräſentanten 
ſeiner Partei die anweſenden Miniſter, ob England dem 
Papſte ſeine Vermittelung in der auch ihn gar ſehr 
betreffenden Independenzſache wirklich noch nicht angetra⸗ 
gen, wie es in Florenz geſchehen ſei. In einem heute 
gedruckten Antwrotſchreiben des Kardinal-Staatsſekre⸗ 
tärs Soglia an den Präſidenten der Deputirtenkam⸗ 
mer erklärt derfelbe, Englands fraglicher Media⸗ 
tionsantrag ſei noch nicht erfolgt; dagegen würde 
der Papſt feine ganze Autorität gebrauchen, 
Italien die von Allen gewünſchte Inkolumität 
und Unabhängigkeit zu verſchaffen. Allein die 
Römer wollen dieſer Verſicherung des Kardinals kei— 
nen unbedingten Glauben ſchenken, vielmehr ſchreit 
Alles über Verrath der Prieſter und Ariſtokraten, welche 
die Oeſterreicher in das Land gerufen hätten. Die 
wüthendſten Drohungen werden gegen Klerus und No— 
bili ausgeſtoßen. Dieſen Morgen noch verbreitete die 
Revolutionspartei ein Flugblatt in vielen tauſend Exem⸗ 
plaren in dieſem Sinne. (D. A. 3.) 

Großbritannien. f 

London, 19. Auguſt. [Die Chartiſten-⸗Ver⸗ 
ſchwörung.] Die gefangenen Chartiſten wurden ge⸗ 
ſtern vor dem Polizeigericht in Bowſtreet vernommen, 
und durch einen Zeugen iſt dabei ihr ganzes Komplott 
enthüllt worden. Dieſer Zeuge, ein Zimmermann, 
ſtand mit der Polizei in Verbindung und hatte ſich 
in die Verſammlung der Chartiſten aufnehmen laſſen, 
um ihren Plan zu erforſchen. Er gab vor Gericht 
an, daß am 16ten d. M. ein allgemeiner Aufſtand 
ausbrechen ſollte, zu welchem Zweck die Chartiſten ſich 
in großen Maſſen unter vorher bezeichneten Führern 
bewaffnet auf vier Punkten von London, nämlich bei 
Clerkenwell⸗Green, in den Tower⸗Hamlets, im Broad— 
way in Weſtminſter und bei den Seven-Dial's zu der 
angegebenen Stunde verſammeln und mit Anzündung 
der Häuſer den Anfang machen wollten. Auf dieſe 
Denunciation wurde die Verhaftung det bei jener Char: 
tiſten⸗Verſammlung anweſend geweſenen Perſonen von 
dem Fiskal verfügt, und dieſelben ſind auch nicht wie⸗ 
der gegen Bürgſchaft freigelaſſen worden. Uebrigens 
ſcheint aus den gerichtlichen Unterſuchungen hervorzu— 
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Chartiſten⸗Aufſtand im ganzen Lande projektirt war, 

welcher nur durch die Wachſamkeit der Behörden ver⸗ 

eitelt worden iſt. Das zum Schutze der Fabrikdiſtrikte 

bei Everton aufgeſchlagene Lager iſt verſtärkt worden. 
ie der lande. 

Haag, 20. Auguſt. [Kammerverhandlun⸗ 
gen.] Die letzten Arbeiten der zweiten Kammer laſſen 
ſich unter Folgendem zuſammenfaſſen: In der Sitzung 
vom 17. wurde die allgemeine Erörterung über die 
Verfaſſungs-Re viſion geſchloſſen. Am 18. wurde 
die Debatte eröffnet über den erſten Geſetzentwurf: 
„Vom Königreich und ſeinen Einwohnern,“ in welcher 
ein limburger Deputirter das Wort nahm, um ge⸗ 
gen die Trennung dieſer Provinz von Holz 
land Proteſt einzulegen. Ein anderer limburger 
Deputirter ſchrieb die Bewegung im Herzogthume der 
Schwäche und der unſicheren Politik der Behörden 
zu. Nachdem der Miniſter Lichtenveldt über ſeine 
Sendung in jene Provinz Bericht erſtattet, wurde der 
Entwurf mit 48 gegen 8 Stimmen angenommen. 
Im Anfange der Sitzung vom 19. wurde von Seiten 
des Finanzminiſters die Zurücknahme des Geſetzentwur⸗ 
fes über die Einkommenſteuer angekündigt und hierauf 
die Debatte eröffnet über den zweiten Geſetzentwurf: 
„Vom Könige.“ Nach einer langen Berathung über 
den Staatsrath wurde die Abſtimmung bis nach der 
Erörterung des dritten Entwurfs: „Von den Kam⸗ 
mern,“ verſchoben, welche in einer Abendſitzung deſſel⸗ 
ben Tages erledigt wurde und mit der Annahme des 
Entwurfs durch 41 Stimmen gegen 15 endigte, wor⸗ 
auf die am Morgen ausgeſetzte Abſtimmung über den 
zweiten Geſetzentwurf erfolgte, welcher mit 47 gegen 
9 Stimmen angenommen wurde. (K. Z.) 

Maeſtricht, 19. Auguſt. Ueberall herrſcht Ruhe. 
Die Aufregung hat ſich gelegt, und die mobile Co⸗ 
lonne wird dieſer Tage in die Feſtung zurück⸗ 
kehren. 


Lokales und Provinzielles. 


* Breslau, 25. Auguſt. Die heute ausgegebene 
Fremdenliſte enthält auch den Namen des ehemaligen 
Miniſters Eichhorn. 

Breslau, 25. Auguſt. [Wit v. Dörring.) 
Am geſtrigen Abende hatte das 11. Bataillon unſerer 
Bürgerwehr eine harte Probe zu beſtehen. Der bes 
kannte Wit v. Dörring ſcheint planmäßig darauf aus⸗ 
zugehen, den Haß gegen ſeine Perſon zur Erbitterung, 
zum Ausbruche der Volkswuth ſteigern zu wollen. 
Wer weiß, zu welchem politiſchen Zweck? Von Poli⸗ 
zeibeamten, Konſtablern, Bürgerwehrmännern wurden 
geſtern Frechheiten, Verhöhnungen der öffentlichen Mei⸗ 
nung, die Herr Wit auf offener Straße verübt, be⸗ 
ſprochen, welche keine andere Vorausſetzung zulaffen, 
als daß der genannte Herr eigends nach Breslau ge⸗ 
kommen ſei, um einen Skandal zu Stande zu brin⸗ 
gen. Gegen 9 Uhr wurde das 11. Bataillon der 
Bürgerwehr vor das Hötel de Silesie gerufen, um 
aufgeregte Volkshaufen, die ſich dort und in der Ob: 
lauerſtraße angeſammelt, auseinander zu treiben. Der 
Bataillons⸗Kommandeur beorderte vom Fiſchmarkt aus 
eine Kompagnie über die Albrechtsſtraße, eine durch's 
Predigergöſſel und uahm mit den beiden übrigen die 
Richtung, durch die Ohlauerſtraße. So wurde die 
Biſchofſtraße abgeſperrt und die Maſſen entfernten ſich 
meiſt auf die erſte Aufforderung. — Bald darauf ge⸗ 
langte aus der Weinhandlung von Hanſen eine drin⸗ 
gende Aufforderung an den Kommandeur, ſeinem Hauſe 
Schutz zu gewähren und Herrn Witt, der ſich dort 
befinde, wo möglich auch zu entfernen. Dem Vor⸗ 
rücken einiger Züge des Bataillons ſtellte ſich kein 
Hinderniß entgegen; nach einer kurzen Berathung er 
klärte Herr Wit, daß er zwar erſt morgen die Stadt 
Breslau verlaſſen werde, daß er indeß unter dem 


zukehren wünſche. Herr Wit lieferte auf Geheiß die 
geheime Waffe ab und marſchirte an der Seite des 
Majors zwiſchen zwei Zügen Bürgerwehr, ohne andere 
Anfechtungen, als dem bekannten disharmoniſchen 
Pfeiffen und Toben ausgeſetzt zu fein. Die Erbitte⸗ 
rung im Volke, welches an den Häuſern ſich grup⸗ 
pirte und zum Theil die Bürgerwehr begleitete, äußerte 
ſich in einer Heftigkeit, daß ſie den Verfolgten in 
Stücke zerriſſen hätten, wenn er nicht unter dem 


Schutze der Bürgerwehr geſtanden hätte. Beim 
Einſchwenken in die Biſchofſtraße nahm die 
Aufregung ſo ſichtbar zu, daß ſie ſich zu 


einer wahren Volkswuth ſteigerte und ſich ſelbſt 
mehrerer Wehrmänner bemächtigte. — Der Zug⸗ 
führer konnte Schimpfen und Schreien nicht mehr 
unterdrücken. Dem Major gelang es zwar, für den 
Augenblick die Ordnung herzuſtellen und bis ans Gaſt⸗ 
haus zu behaupten. Aber hier entſtand plötzlich ein 
ſo gewaltiges Drängen, daß es einen Augenblick un⸗ 
entſchieden war, ob die Bajonnette zum Schutz oder 
Angriff des Beſchützten gefällt waren. Der Major 


Schutze der Bürgerwehr ins Hötel de Silesie zurück⸗ 
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und ein zuſpringender Hauptmann hielten ihre Säbel 


Über dem Haupt des ic. Wit, um größere Gefahr 
mit Anſtrengung aller Kraft abzuwenden. 

Nachdem Herr Wit im Gaſthof untergebracht, 
ließen bei der heftigen Aufregung der Vorübergehenden 
nicht undeutliche Anzeichen ſich vernehmen, daß nach 
Entfernung der Bürgerwehr der Gaſthof erſtürmt 
werden könnte. Zu gleicher Zeit kam die Meldung, 
daß man in das Hinterhaus einzudringen verſuche. 
Einer detachirten Kompagnie gelang es indeß ſchnell, 
die Gaſſe zu ſäubern, und ſodann noch in der Oh⸗ 
lauer Straße die Haufen zum Auseinandergehen zu 
bewegen. — Bei ſolcher Stimmung der Gemüther, 
blieb dem Bataillons-Kommandeur nur die Wahl: 
bis zum Morgen auf der Straße Wache zu halten, 
und wenn Herr Wit ausgeruht, ihn auf den Bahn⸗ 
hof zu escortiren; oder ihn zu veranlaſſen, noch in 
der Nacht die Stadt zu verlaſſen. Den Vorſtellungen 
einiger einflußreicher Männer hatte Herr Wit endlich 
Gehör gegeben, und ſich zur Nachtfahrt entſchloſſen. 
Der Bataillons-Kommandeur traf die Dispoſition in 
der Art, daß für den Begleiteten eine perſönliche Ge: 
fährdung nicht zu befürchten ſtand. Gegen Mitter⸗ 
nacht bewegte ſich der Zug im Geſchwindſchritt — 
Herr Wit und ein befreundeter Wehrmann im Wa⸗ 
gen, daneben zwei bewaffnete Reiter, im Bataillon 
von allen vier Seiten eingeſchloſſen — durch die Oh: 
lauer Straße, die Kloſterſtraße, von greulichem Getöſe 
umgeben, bis in die Gegend der Milde'ſchen Fabrik. 
Hier öffnet ſich ſchnell auf Kommando die Kolonne, 
und der Wagen enteilt im geſtreckteſten Trabe auf 
Oberſchleſien zu und von den Thürmen der alten 
Stadt Breslau ertönte dumpf die Geiſterſtunde. 


* Ohlau, 25. Auguſt. Wit v. Dörring iſt 
heute früh hier mit dem nach Oberſchleſien gehenden Zuge 
abgefahren. Er trug einen Arm in der Binde und 
ſeine Kleidung befand ſich in einem ſehr traurigen 
Zuſtande. 


Mk Breslauer Commmunal- Angelegenheiten. 

Breslau, 25. Auguſt. (Städtiſche Bank.) 
Die ſtädtiſche Bank, über welche ſchon berichtet iſt 
wird in nächſter Zeit ins Leben treten. In der letz⸗ 
ten Sitzung der Stadtverordneten wurde eine Ge— 
ſchäfts-Ordnung für den Giro-Verkehr die⸗ 
ſer Bank der Verſammlung zur Erklärung darüber 
vorgelegt, ebenſo eine Geſchäfts⸗Inſtruktion für 
die ſtädtiſche Bank und eine Geſchäfts⸗Ord⸗ 
nung für die Darlehnskaſſe. Die Wichtigkeit 
der Sache macht es uns zur Pflicht, hier in's Spe⸗ 
zielle einzugehen, und vorweg die Geſchäftsordnung für 
den Giro⸗Verkehr, da dieſer ſchon mit dem 1. Sep⸗ 
tember beginnen ſoll, mitzutheilen. 

Die ſtädtiſche Bank, welche vorzugsweiſe die Be⸗ 
ſtimmung mit hat, den Geldverkehr zu erleichtern und 
zu befördern, eröffnet, nach der Geſchäftsordnung einem 
jeden Geſchäfts- und Gewerbetreibenden, wie anderen 
dispoſitionsfähigen Privatperſonen auf deshalb zu ſtel⸗ 
lenden Antrag im Giro⸗Buche ein Folium. Sie über: 
nimmt für Rechnung der Folien⸗Inhaber die Einzie⸗ 
hung am hieſigen Platze am beſtimmten Tage zahlba⸗ 
rer Papiere jeder Art, jedoch keine Vertretung für den 
Eingang der Valuta, weshalb dieſe ihnen erſt nach er⸗ 
folgter Einzahlung auf dem Folium gut geſchrieben 
werden kann. Aederall jedoch, wo die Ban“ für den 
richtigen Eingang hinlänglich geſichert ift, insbeſondere, 
wenn durch Verpfändung von Staatspapieren und an⸗ 
deren Effekten beſondere Sicherheit beſtellt iſt, wird 
dieſelbe auf Verlangen nicht anſtehen, den Betrag der 
Inkaſſo⸗Papiere am Verfalltage ſofort zur Verfügung 
des Einlieferers in deſſen Kredit zu ſtellen. Die zur 
Einziehung beſtimmten Papiere müſſen von dem In⸗ 
haber quittirt ſein und der Bank mit einem doppel⸗ 
ten, von dem Folio-Inhaber vollzogenen Verzeichniſſe 
übergeben werden, wovon der Ueberbringer das eine 
Exemplar, mit einem Stempel ſtatt Quittung verſehen, 
zurückerhält. Papiere, auf welche am Verfalltage keine 
Zahlung geleiſtet worden iſt, werden, ſo weit es nöthig 
(die Worte: „und ausführbar iſt“, wurden nicht ges 
nehmigt), noch an demſelben, ſpäteſtens aber am ol: 
genden Tage, zur Wahrnehmung ſeiner Gerechtſame 
an den Folio-Inhaber gegen Empfangbeſcheinigung 
zurückgeliefert, und nicht wieder zur Einziehung anges 
nommen. Auch läßt ſich die Bank auf Beſorgung 
einer Proteſt-Aufnahme wegen mangelnder Zahlung 
nicht ein. Geſchieht die Einlieferung einzuziehender 
Dokumente erſt am Verfalltage nach 10 Uhr Vormit⸗ 
tags, ſo kann über den eingezogenen Betrag erſt am 
folgenden Tage disponirt werden. Hat die Bank mit 
Rückſicht auf die zur Einziehung empfangenen Papiere 
dem Folio⸗Inhaber oder für deſſen Rechnung Zahlun⸗ 
gen geleiſtet, fo dienen ihr dieſe Papiere nebft den e t⸗ 


wa zur Sicherheit übergebenen Effekten zum Unter⸗ 


pfande dafür. Im Falle ſie nicht eingelöſt werden, 
iſt der Folio⸗Inhaber verpflichtet, ſofort nach erholte⸗ 


ner Aufforderung die empfangene Zahlung nebft: ia 


pEt. den beſtehenden Discont überſteigenden Zinden 
für jeden Tag, mit Einſchluß des Tages der Zu. ck⸗ 


- 
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zahlung gegen Auslieferung der Papiere zu erſtatten. 
Geſchieht die Zurückzahlung nicht bis ſpäteſtens am 
nächſten Tage, ſo iſt die Bank berechtigt, nicht ver⸗ 
pflichtet, am zweiten Tage oder ſpäter das Unterpfand 
ohne gerichtliche Einmiſchung an der Börſe durch ver: 
eidete Mäkler verkaufen zu laſſen, ſich daraus für Ka⸗ 
pital, Zinſen und Koſten bezahlt zu machen, den et⸗ 
waigen Ueberſchuß auf das Giro⸗Conto des Einliefe⸗ 
rers zu übertragen, im entgegengeſetzten Falle aber den 
entſtehenden Ausfall dort abzuſchreiben, oder beſon⸗ 
ders vom Einlieferer abzuziehen. Die Dispoſition über 
das Guthaben geſchieht mittelſt Zuſendung einer Quit⸗ 
tung. Die Zahlung erfolgt an den Producenten der⸗ 
ſelben ohne Legitimationsprüfung (Vormittags von 
9—12 Uhr und Nachmittags von 3—6 Uhr im Ge⸗ 
ſchäftslocal der Bank). Wer mit der Bank in Rech⸗ 
nung tritt, erhält von derſelben, unter Angabe ſeines 
Folit, Schemata zu den Quittungen, welche mit dem 
trockenen Stempel der Bank verſehen ſind. Sorgfäl⸗ 
tige Aufbewahrung dieſer Quittung iſt in der Ges 
ſchäftsordnung angerathen, da die Bank bei Quittun⸗ 
gen mit verfälſchter Ausfüllung und Unterſchrift kei⸗ 
nen Schadenerſatz gewährt. Zur Sicherung hat übri— 
gens jeder Folien-Inhaber feine Unterſchrift bei der 
Bank zu deponiren. Er iſt berechtigt, innerhalb ſei⸗ 
nes Guthabens Wechſel und jede Art von Papieren, 
aus denen er an einem beſtimmten Tage zu Zahlun⸗ 
gen verbunden iſt, zur Ablöſung und Berichtigung an 
die Bank zu verweiſen. Er hat fie mit dem Vermerk 
„Zahlbar bei der ſtädtiſchen Bank“ zu verſehen, muß 
aber darüber ſpäteſtens am Tage vor dem Verfalle die⸗ 
ſer Papiere Avis geben. Der Producent iſt ohne Le— 
gitimationsprüfung zur Einziehung legitimirt. 

Damit die beſtändige Uebereinſtimmung des Bank⸗ 
Foliums mit der Gegenbuchung des Inhabers zuver: 
läßig nachgewieſen werden kann, wird dem letzteren ein 
Beibuch übergeben, in welches er Zugänge und Ab: 
gänge ordnungsmäßig einzutragen hat. Am Schluſſe 
jeden Monats; ndet der FoliensInhaber fein Beibuch 
mit einer den Saldo deſſelben enthaltenden, von ihm 
vollzogenen Note ein. Die beiden erſten Bankbeam— 
ten vergleichen damit das Folium und beſcheinigen 
durch Unterſchrift im Beibuche das Saldo, als deſſen 
Anerkenntniſſe von Seiten des Folien-Inhabers, da= 
gegen die eingereichte Note der Bank bleibt, oder ver⸗ 
merken im Beibuche und auf der Note, die noch nicht 
abgehobenen Beträge oder ſonſtige Differenzen. Stimmt 
Saldo und Folium nicht überein, ſo muß Folien⸗ 
Inhaber, oder deſſen legitimirter Stellvertreter auf 
Aufforderung an demſelben Tage im Banklokale zur 
Verifikation der Differenz ſich einfinden, und es wird 
ſedann der feſtgeſtellte Saldo auf dem Folio vom 
Folien⸗Inhaber und in dem Beibuche von dem Be⸗ 
vollmächtigten durch Namensunterſchrift beſcheinigt. 
Bevor dieß geſchehen iſt, kann der Giro- Verkehr des 
Folien-Inhabers nicht fortgeſetzt werden. Daſſelbe 
findet ſtatt, wenn im Laufe des Monats bei entſte⸗ 
henden Zweifeln von der Bank eine Verifikation an⸗ 
geordnet wird, wozu der Folien⸗Inhaber ſich ebenfalls 
im Banklokale einfinden muß. 

Mitglieder der Bankdeputation, ſo weit ſie davon 
Kenntniß haben und die betreffenden Bankbeamten ſind 
zur ſtrengſten Geheimhaltung des Giro-Buches ange: 
wieſen und beſonders verpflichtet, nie zu geſtatten, daß 
ein Fremder das Gi ro-Buch oder ein Theil⸗ 
nehmer ein anderes als ſein eigenes Folium 
einſehe. Gebühren ſind weder für Eröffnung eines 
Foliums noch für die im Giro⸗Verkehr gemachten Ge: 
ſchäfte zu entrichten, wogegen auch für das Guthaben 
den Intereſſenten keine Zinſen vergütet werden. 

„Die Verſammlung gab dieſer Inſtruktion ihre Zus 

ſtimmung und genehmigte, daß auch auf nichtrunde 
Summen girirt werden darf. Das Geſchäftslokal foll 
im Börſengebäude, m etzigen Lokal des Kaſſenvereins, 
der Treſor aber in einem im Rathhauſe dazu einge⸗ 
richteten Lokal ſich befinden. Die Verſammlung be⸗ 
willigte die Miethſumme und die Koſten der Einrich⸗ 
tung. Als erſter Buchführer wird der jetzige Bevoll⸗ 
mächtigte des Kaſſenvereins, Herr Heinke, angeſtellt, 
mit einem Jahresgehalte von 1000 Rtlr. und 1 pCt. 
Tantieme vom Reinertrag, der Leihamts - Direktor 
Rabner mit 800 Nele. Gehalt und mit ebenfalls 
1 pCt. Tantieme, doch unter der Bedingung, daß er 
das Direktorium beim Leihamte niederlegt. Beide ſind 
auf unbeſtimmte Zeit angeſtellt und erlegen jeder 5000 
Relr. Kaution. Der Kaſſendiener Adam mit 180 Rtlr. 
angeſte . und ebenſo Schick erlegen 200 Rtlr. Kau⸗ 
tion. Der Kaſſenwächter erhält jährlich 80 Rtlr. Die 
Verſammlung gab hierzu hre Genehmigung. 

Zum Schluß wurde on der Verſammlung dem 
Kämmerer Herrn Friedſs wegen der Verdtenſte, die er 
ſich um dieſes ſo wichtige Inſtitut, welches von ihm 
proiektett und durch ei ne außerordentliche Thätigkeit 
ins! e den gerufen wurde rworben hat einſtimmiger 
Dank votirt. Hierauf ellte der Stadrverordnete 
Grund cen Antrag, daß em Kämmerer als Bank⸗ 
vorkeyer benfalls 1 Ez. Tantieme vom Reinertrage 


getvshrs werden möge. Die Verſammlung ab ohne 
Devccte eſem Ante ge ihre Zuftimmung. Ueber 


die Geſchäfs⸗Juſtr ution für die Bank und 


* 


üder die Geſchäfts-Ordnung für die Dar- 
lehnskaſſe wollen wir morgen berichten. 

(Bau⸗Etat.) Zur Deckung der überſchrittenen 
Ausgaben im Baufach ſollen 20,000 Rtlr. zum Baus 
Ertraordinario bewilligt werden. Die Ausgaben, da 
längere Zeit über 1200 Tagearbeiter täglich gehalten 
wurden, das Strauchwehr, die Dämme ꝛc. große 
Summen erforderten, wurden für unerläßlich anerkannt 
und die Summe genehmigt. 

Zwangs ⸗Anleihe.) Die Finanz⸗Deputation hat 
mit Zuſtimmung des Magiſtrats ein Gutachten in 
Betreff der Zwangs- Anleihe und beſonders aber die 
Art der Aufbringung der Summen vorgelegt. Die 
Verſammlung wünſcht, daß dieß Gutachten in Form 
der Petition, welche an die Nationalverſammlung ge⸗ 
langen ſoll, vorgelegt werde. Da dieſe Angele⸗ 
genheit nun nochmals zur Sprache kommt, 
und wahrſcheinlich noch Abänderungen er: 
folgen, fo wollen wir erſt, wenn die Peti- 
tion zum Vortrag kommt, darüber referiren. 


Breslau, 25. Auguſt. Heut wird der bisher 
noch unbefahrene Theil der Wilhelmsbahn, von preuß. 
Annaberg bis zur Oder, einſchließlich der Oderbrücke, 
von landespolizeiwegen unterſucht und abgenommen, 
hiernach dürfte die Eröffnung der Bahn zum 1. k. 
M. als unfraglich anzuſehen ſein. 


Breslau, 25. Auguſt. Der heutige Waſſerſtand der 
Oder iſt am hieſigen Oberpegel 13 Fuß 11 Zoll und am 
Unterpegel 1 Fuß 6 Zoll, mithin iſt das Waſſer ſeit dem 
19ten d. M. am erſteren um 8 Zoll und am letzteren um 
2 Zoll wieder geſtiegen. 


Mannigfaltiges. 


— (Leipzig, 22. Aug.) Geſtern gegen Mittag 
wurde im Roſenthal der Leichnam eines Mädchens ge⸗ 
funden, das durch eine Schußwunde getödtet worden 
war. Die Getödtete iſt ein ſittlich verwahrloſtes Mäd⸗ 
chen; der Mörder iſt Schüler einer hieſigen Gelehrten⸗ 
Schule, welcher durch gute Sitten und Fleiß die Liebe 
ſeiner Lehrer und achtbarer Männer ſich erworben hatte, 
die ihn bei ſeinen Studien unterſtützten. Lebensüber⸗ 
druß und Ueberſpanntheit ſcheinen die Motive zu der 
ſchrecklichen That geweſen zu ſein. Das Mädchen ſoll 
den Tod verlangt haben. Ein unſittliches Verhältniß 
ſoll zwiſchen beiden nicht ſtattgefunden haben. (L. Z.) 

Die Kaſſeler Regierung beabſichtigt, dem 
Vernehmen nach, die heſſiſchen Eiſenbahnen für 
Rechnung des Staats zu übernehmen und ſoll dieſer⸗ 
halb mit den betreffenden Geſellſchaften in Verbindung 
getreten ſein. 

— (Oderberg, 22. Auguſt.) Eine neue ſchreck⸗ 
liche Feuersbrunſt hat wiederum bei ſtarkem Winde 
ſich auch des übrigen Theiles des Dorfes Brodowin 
bemächtigt, ſo daß die Stelle, wo daſſelbe geſtanden 
hat, jetzt nur noch durch einige Häufer- und durch die 
Thurm⸗ und Kirchenruine bezeichnet wird. Diesmal 
waren es hauptſächlich die Bauern mit ihren gefüllten 
Scheunen, welche der Untergang ereilte. Auf bis jetzt 
unbekannte Weiſe war das Feuer in einem Stalle 
entſtanden (leider mit ſtarker Vermuthung von Brand⸗ 
ſtiftung). Es iſt wiederum durchweg faſt gar nichts 
gerettet worden, und den früher Verunglückten, welche 
bei den Uebrigen in den Häuſern, Scheunen und Stäl⸗ 
len ein Unterkommen gefunden hatten, ſind nun ſogar 
die allen aus umliegenden Ortſchaften ihnen ſo reichlich 
zugefloſſenen Gaben an Lebensmitteln, Kleidung, Saat⸗ 
korn, Viehfutter ꝛc. mit verbrannt, ſo daß nun von 
den beſtimmt über 300 ſich belaufenden Unglücklichen 
Niemand etwas hat, weder für ſich, noch für ſein 
Vieh. 

2 ²³ꝛ»ü rt. 


Inſerate. 


Bekanntmachung. 

Wegen eines nothwendigen Umbaues der ſogenann⸗ 
ten Holzhäuſel-Brücke vor dem Ohlauer Thore, iſt der 
Fahrweg über dieſe Brücke von heute ab geſperrt, was 
zur Nachachtung mit dem Bemerken hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß hiernach der 
Weg über die Ziegelbrücke zur Wagenfahrt nach Mor⸗ 
genau und die hinter gelegenen Ortſchaften, zu be⸗ 
nutzen ſein wird. 

Breslau, den 24. Auguſt 1848. 

Königliches Polizei⸗Präſidium. 


Außerordentliche Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung, 
Sonnabend den 26. Auguſt, Nachmittags 4 Uhr. 
Gegenſtand der Berathung ſind die Petitionen an 
die National⸗Verſammlung in Berlin: 
wegen der Zwangs-Anleihe und wegen Zuordnung 
von Sachverſtändigen aus den größeren Städten 
zu den Berathungen über die in Ausſicht ſte⸗ 
hende allgemeine Steuer⸗Reform. 
Der Vorſteher Ur. Regenbrecht. 
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Niederſchleſiſche Zucker⸗Raffinerie. 


Die reſp. Intereſſenten werden hierdurch benachrichtigt, daß dieſelben gegen Einliefe⸗ 
rung der Aktien und Deſignation darüber abermals eine Zahlung von 25 RKtl. pro Aktie 


Theater⸗Nachricht. Sonntag um 4 Uhr Sitzung des ärztlichen 

Sonnabend: „Martha“, oder: „Der Zweig-Vereins im Lokale der schlesischen 
Markt f Richmond.“ Oper mit Gesellschaft für vaterl. Kultur. 
Tanz in 4 Akten, Muſik von Friedrich Offener Arreſt. 


v. Flotow. E s Vermögen nns 1 
Sean: „Der Talismaun.“ a — 1 < in der in den Tagen vom 10. bis 20. kommenden Monats September (Sonntag ausgenommen) 
— — Vormittags von 9 bis 12 uhr in der Wohnung unſeres General⸗Bevollmächtigten, Lange⸗ 


rlobungs = Anzeige. Konkurs eröffnet worden, ſo wird allen de⸗ 
Die . 1 alteſten Tochter nen, welche von dem Gridario Gelder, Sa: 
Marie mit dem Kaufm. Hrn. Friedrich chen, Effekten oder Briefſchaften hinter ſich 
Anders, zeigen ſtatt jeder befonderen Mel haben, angedeutet, hiervon an Niemand et⸗ 
dung, allen lieben Verwandten und Freunden was zu verabfolgen, vielmehr dem unterzeich⸗ 
hierdurch ergebenſt an: neten Gericht davon ſofort treulich Anzeige 
Runſchke und Frau. zu machen, und die Gelder oder Sachen, je 

doch mit Vorbehalt ihrer daran habenden 


ſtraße Nr. 243, 1 Treppe, in Empfang nehmen können. 

Die Aktien werden zurückbehalten, dagegen den Präſentanten ein Revers über das 
ihnen verbleibende Anrecht an dem für jetzt nicht liquiden kleinen Vermögens⸗Saldo der 
Geſellſchaft ertheilt. 

Auf Aktien, die ſich nicht mehr in erſter Hand befinden, müſſen die Giros ſämmtlich 
ausgefüllt, ebenſo Präſentanten im Auftrage, von den Aktionären zur Empfangnahme der 
Zahlung gehörig bevollmächtigt ſein. 


Breslau, 075 24. edlen u Rechte, in das hieſige gerichtliche Depofitum Die en nn 10 75 ſie dadurch treffenden Nachtheil ſelbſt beizumeſſen. 
Als Verlobte empfehlen ſich: ſch te abzuliefern. Wenn dennoch an Jemand et⸗ „Glogau, den 10. Aug 48. 
Marie Run 5 was gezahlt oder ausgeantwortet würde, ſo Die Direktion der Niederſchleſiſchen Zuckerraffinerie. 


Friedrich Anders. wird dieſes für nicht geſchehen geachtet und 
Verbindungs Anzeige. zum Beſten der Konkursmaſſe anderweit bei⸗ 
Als ehelich Verbundene empfehlen ſich Ver⸗ getrieben, wenn aber der Inhaber ſolcher 
wandten und Freunden: Gelder und Sachen dieſe ſogar verſchweigen 
Rabb. Dr. J. Levy. oder zurückhalten ſollte, wird derſelbe noch 
Regina Levy, geb. Lewinska. außerdem feines daran habenden Unterpfand 
Roſenberg, O, S. und andern Rechtes für verluſtig erklärt 
werden. Grünberg, den 22. Auguſt 1848. 
5 san 5 W 4 gi Königliches Land- und Stadt⸗Gericht. 
ie heute Morgen 6 Uhr erfolgte glückliche Indem ich den von meinem Vater übernom⸗ 
Entbindung be lieben Frau Eliſa, geb. n e rer 
ee er gan 8 genannt, neu reſtauritt und die Gaſtzimmer 
e eſonderer Meldung, aufs Bequemſte eingerichtet habe, empfehle 
Brest m» Au uſt 1848 ich denſelben einem geehrten reiſenden Publi⸗ 
A f kum zur gütigen Beachtung, deſſen volle Zu⸗ 
friedenheit mir zu erwerben ich ſtets bemühet 
ſein werde. M. Bandmann, 
Gaſthofsbeſitzer in Militſch. 


Heiraths⸗Geſuch. 


Ein ſolider hieſiger Kaufmann, bemittelt, 
38 Jahr alt, ſucht eine feinem Alter anpaſ⸗ 
ſende Lebensgefährtin, deren Vermögen jedoch 
nicht zur Aushülfe im Geſchäft verlangt wird, 
ſondern zur freien Verfügung derſelben ver⸗ 
bleiben kann. — Verſchwiegenheit wird zuge⸗ 
ſichert und bezügliche Adreſſen unter D. C. 24 
poste restante Breslau erbeten. 


In Gorkau, 


Sonntag den 27, Auguſt, großes Konzert. 
W. Schmidt. 


Zum Haferkranz, 
Sonntag den 27. Aug., ladet ergebenſt ein: 
Seiffert, in Grüneiche. 
Zum Haferkranz nebſt Tanzmuſik, 
Sonntag den 27. Aug., ladet freundlichſt ein: 
B. Fabian, 
in Morgenauer Kretſcham. 
Zum Fleiſch⸗ und Wurſtausſchieben, 
auf Sonnabend den 20. Aug., ladet ergebenſt 
vn: Höbel, Schankwirth, 
Waſſergaſſe 17. 
Zum Ernte⸗Feſt . 
Sonntag den 27. Auguſt, ladet ergebenſt ein: 
Anders, im letzten Heller. 
Es ſind mir heut div. Papiere abhanden 
Die Erinnerung, den von Krankheit und gekommen, welche zwar nur für mich Werth 
ſchweren Wunden ſchmachtenden Krieger ge: haben, dennoch aber mißbraucht werden könn⸗ 


labt und erquickt zu haben, wird Ihnen den ten. Letzterem vorzubeugen, mache ich insbe⸗ 
fondere meine geehrten Geſchäftsfreunde da⸗ 


Großberzogl. badifches Eiſenbahn⸗Anlehen v. fl. 14,000,000. 
Elfte Haupt⸗-Gewinne-Verlooſung. 

Ziehung am 31. Auguſt 1848. Gewinne: fl. 50,000, fl. 15,000, fl. 5000, 4 a 2000, 

13 a fl. 1000 ꝛc. c. Gering ſter Gewinn fl. 42, — Original⸗Obligations⸗Looſe dieſes An⸗ 

lehens, die ſo lange bei allen Gewinn⸗Ziehungen mitſpielen, bis ſolche mit Gewinn gezogen 

werden, wovon der Geringſte fl. 42 beträgt, koſten 18 preuß. Thlr. 

4 a 5 man ſich für die 11. Ziehung allein betheiligen und zwar mit Aktien zu 

preuß. lr. 

Das unterzeichnete Handlungshaus hält ſich zur prompten Ausführung von Aufträgen 
auf genannte Effekten beſtens empfohlen und wird nach ſtattgefundener Ziehung die amt⸗ 
liche Ziehungs⸗Liſte den Intereſſenten pünktlich einſenden. — Plane gratis. 

Moriz J. Stiebel, Banquier in Frankfurt am Main. 


Tilz. 


Entbind ungs⸗ Anzeige. 

Die heute Abend halb 6 uhr erfolgte glück⸗ 
iche Entbindung meiner geliebten Frau Minna 
geb. Meyer, von einem geſunden Knaben, 
beehre ich mich, allen Verwandten und Freun⸗ 
den, ſtatt jeder beſondern Meldung, hiermit 
ergebenſt anzuzeigen. 

Pöpelwitz, den N. Auguſt 1848, 

Otto Sturm, 
Wirthſchafts-⸗Inſpektor. 


General⸗Verſammlung 


des Vereins der Haushälter in Breslau, 
morgen früh um 10 uhr im Börſengebäude 
wegen Wahl des Vorſtandes. 
Die Herren Kaufleute und Herren Haus: 
beſitzer werden erſucht, dies ihren Haushäl⸗ 
tern mitzutheilen und denſelben zu geſtatten, 
dieſer Verſammlung beiwohnen zu können. 
Breslau, den 26. Auguſt 1848. 
Der proviſoriſche Vorſtand des Vereins der 
Haushälter in Breslau. 


Daukſagung. 

Unterzeichneten gereicht es zur angenehmen 
Pflicht, hiermit den edlen deutſchen mildthä⸗ 
tigen Frauen und Jungfrauen in Schleſien 
und dem Großherzogthum Poſen, welche un⸗ 
ſere hieſigen verwundeten Krieger mit Char⸗ 
pie, Binden und Leinen, ſo wie mit Labſalen 
an Backobſt und andern Erquickungen fo 
reichlich verforgten, in unſerm, der Verwun⸗ 
deten und der andern Kranken Namen den 
herzlichſten Dank öffentlich auszuſprechen. 


Anzeige. 

Durch den Tod des Herrn A. v. Mützſchefahl haben ſich die bisher beſte⸗ 
henden Unterſchriften in unſerem Gefchäfte geändert. 

Die vollgültige Unterſchrift für die Direktion der Phönix⸗Mühle 
wird demnach von Herrn Hans Wandel und Herrn Bernhard Neu⸗ 
ſtädt gemeinſchaftlich, und zwar nur gemeinſchaftlich gezeichnet, was wir 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringen. 

Breslau, den 24. Auguſt 1848. 

Die Intereſſenten der Phönix⸗Mühle. 


Die Niederlage der Berliner Porzellan: 
Manufaktur von F. Adolph Schumann, 


befindet ſich von jetzt ab 


Ring 37, (Naſchmarktſeite), 


und iſt auf das Vollſtändigſte in weißen, bemalten nud 
vergoldeten Porzellauen aſſortirt. 


Altbüßerſtraße Nr. 22 ſind zwei möblirte Gut möblirte Zimmer 
Stuben eine Stiege vorn heraus bald zu be | find in dem neurenovirten erſten Stock 
ziehen; beim Wirth eine Stiege zu erfragen. ether us e ae Nr. 5 im 1 — 
Zu vermiethen und den I. September zu] früher auf jede Zeit zu vermiethen und [te 
Eichen öweihnikerfrabe Nr. 28 im — — zur Aufnahme bereit; mein Beſtreben wird 
Stock vornheraus eine moͤblirte Stube. auf Reinlichkeit und freundliche Bedienung 
Näheres im Spezerei⸗Gewölbe. gerichtet ſein. Funke. 

Keiſe⸗Gelegenhel nach Keinerz, den fin] Motel garni in Breslau 
d. Mis, Meffergaffe Ar. 2 es Huſteaz Fer 2, 1. Etage, bei König, 

Ein großer brauner Vorſtehhund ift | find elegant möblirte Zimmer bei prompter 
verloren worden, wer denſelben auf dem Dom. Bedienung auf beliebige Zeit zu vermiethen, 
Hundsfeld wieder abgiebt, erhält eine ange-] F. S. Xuch iſt Stallung u. Wagenplag dabei. 


ſchönſten Lohn gewähren. * . \ 2 F 
Fantonnem.-Rasareth Schrimm, 23.%ug.1848, 50 8 für mich an Niemanden weſſene. Belehnung: Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 
Die Lazareth⸗Commiſſion. ahlungen zu leiſten. 7 Wirkliche Geheime Rath und Geſandter 

Dr. Horn, Regts.⸗Arzt im 1. ul.⸗Regt. Breslau, den 24. Auguſt 1848. Zu vermiet en. Reichsgraf v. . a. — K. K. Ober⸗ 


S. Troplowitz. 
Ein Gewölbe mit heizbarem Komtoir, ein 
Verkaufskeller, bisher zum Butterverkauf be⸗ 
nutzt, eine Wohnung in der zweiten Etage 
ſind billig zu vermiethen in Stadt Berlin, 
Junkernſtraße, Ecke der Schweidnitzerſtraße. 
CE'bendaſelbſt find 8 Stück eichene 
Bohlen von 21 Zoll Breite, 15 Fuß Länge 
und 2 Zoll Dicke ſofort billig abzulaſſen. 
In einer Provinzial: Stadt des Großher⸗ 
zogthums Poſen iſt eine Apotheke wegen Kränk⸗ 
lichkeit des Beſitzers unter annehmbaren Be⸗ 
dingungen zu verkaufen. Nähere Auskunft 
auf portofreie Briefe ertheilt der Apotheker 
Wagner in Poſen. 
Ein ſehr angenehmes Gut bei 
Schweidnitz, mit über 400 Morgen Acker, 


v. Hirſchfeld, Lieut. im 1. ul.⸗Regt. 
Die IV. Aufſtellung von Sattlers Kosmora⸗ 
men iſt nur noch bis am 27. d. M. zu ſehen. 


7 7 Aufgabe eines Geſchäfts iſt Ring | Lieut. Campen a. Wien, General Gr. Czagzky 
Nr. 10 und 11 ein Gewölbe zu Michaeli zu a. Moskau. Frau Hauptm. v. Lion a. Pe: 
vermiethen und das Nähere beim Haus⸗Ei⸗ tersburg. Gutsbeſ. v. Dresky a. Birkholz. 
genthümer daſelbſt zu erfragen. Gutsbeſ. Baron v. Ohlen⸗Adlerskron a. Sa⸗ 

Nahe am Ringe ſind zwei Stuben nebſt liſch. DD, Müller, Genolemby, Kaufm Mül⸗ 
Zubehör für 48 Rthl. zu vermiethen, fo auch ler u. Lehrerin Malagunbo a. Dresden. Kauf⸗ 
eine möblirte Stube mit ſeparatem Ein: mann Delius a. Bremen. Kaufm. Markbreit 


gang; Näheres zu erfragen in der Handlung a. Wien. Kaufm. Dlävemann a. Creſeld. 
Stockgaſſe Nr. 28. frag 8 9 Kaufm. rinzhofer a. Trieſt. Partikulier v. 


7 Nadjewski a, Krakau. 
Eine Wohnun — 


e 4 für ie Rthlr. ja — au Breslauer Getreide: Breife 
vermiethen durch den Herrn Commiſſionair 

Selbſtherr, Herrenſtraße Nr. 20, „C 
; e 111 29, iſt e Sorte: beſte mittle gering ſle 
es Parterre, eine Wohnung von tuben F 
nebſt Alkove, und eine von 2 Stuben nebft Se, 7 9 E. u ©. 5 Se. 


geb. Damretzky, 
zum 26ſten Wiegen⸗Feſte 
Glück, Freude und Wohlergehen, 
Beſcheidene Anfrage. 

Gleichheit vor dem Geſetz — Gleichheit bei 
der Beſteuerung möchten wir rufen. Ein 
Dominial⸗Hofeknecht hat jährlich zwölf Tha⸗ 
ler Lohn; von dieſen zahlt er jährlich einen 
Thaler Klaſſenſteuer, muß ſich nebſt Weib 
und Kinder bekleiden, Schulgeld, Irrenhaus⸗ 
geld, Tiſchgroſchen dem Geiſtlichen zahlen; — 


es ſei daher erlaubt zu fragen: wer im gan⸗J[Wieſen, Wald, hübſchem Wohnhauſe, ganz Zubehör zu vermiethen. Roggen 35 ⁰ I 
zen preußiſchen Staate zahlt ein Zwölftheil] maſſiv, dergl. Wirthſchafts⸗Gebäuden, Gar: Gleich zu beziehen if ein gur möblirtes | Gerſte. 23 323 21 
feiner ganzen Einnahme Klaſſenſteuer, wie] ten, Jagd dc. habe ich preismäßig zu verkau⸗ Zimmer, Oderſtraße Nr. 14, dritte Etage. Hafer S. ri a 

tn a en ee reg ie 77 [77 2 „7 


fen. Tralles, Meſſergaſſe Nr. 39. 

Eine Dame wünſcht eine Stubengefährtin, 
die für einen billigen Miethszins Stube, Al⸗ 
kove und Küche mit ihr theilt. Näheres zu 
erfahren Matthia sſtraße Nr. 9, eine Stiege, 
rechts an der Treppe. 


Grünberger Weinefjig, 


das Quart zu 3, 4 und 5 Sgr., offerirt: 

S. G. Schwartz, Ohlauer Straße 21. 
Echt Berliner Weißbier 
von vorzüglicher Güte, fo wie gutes Bairifch 
Bier, empfiehlt: - 


ein Dominial⸗Hofeknecht? — 


Heiraths⸗Geſuch. 


Ein Kaufmann, welcher auf dem gegenwär⸗ 
tig gewöhnlichen Wege ſein Glück, nämlich 
eine gute Frau zu finden, machen will, bittet 
heirathsluſtige Damen im Alter bis circa 30 
Jahren, ihre Adreſſen unter der Chiffre W. 
H. Z. poste restante Neiſſe, einzuſenden. 

Einiges Vermögen wäre wünſchenswerth, 
iſt jedoch nicht Hauptſache. — Bildung wird 
aber vorausgeſetzt. 

Ein verheiratheter jagdkundiger Gärtner, 
der auch Bedienung macht, ſucht zum 1. Okt. 
d. J. ein anderweitiges Unterkommen. Zu 
erfragen kleine Drei Linden⸗Gaſſe Nr. 4, eine 
Stiege, bei Schlafke. 

Auſtellungs⸗Geſuch. 

Wegen Mangel an Connection ſucht auf 
dieſem Wege ein wiſſenſchaftlich gebildeter 
praktiſcher Forſtmann, eine recht baldige An⸗ 


Breslau, den 25. Auguſt. 


(Amtliches Cours⸗Blatt.) Geld⸗ und Fonds⸗Courſe: Holländiſche Rand: 
Dukaten 96%, Br. Kaiſerliche Dukaten 96½ Br. S ebeiched or 113% Br. * — 
112 ½ Gld. Polniſches Courant 93 7 Gld. Oeſterreichiſche Banknoten 92%, Br. Staate⸗ 
Schuld Scheine per 100 RL. 34%. 74% Br. Großherzoglich Pofener Pfandbriefe 4% 
90% Gld., neue 3% 78% Br. Schleſiſche Pfandbriefe d 1000 Nil. 3% % 60% Br., 
Litt. B 4% 93 Br., 3% % 81 Br. Alte polniſche Pfandbriefe 4% 80 Br., neue 80 
Br. — Eiſ enbab gt Akten: Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 4% 871, Br. Oberſchleſi⸗ 
ſche Lit. A 3/6 91% Br. Ln 6 91 ½ Br. Krakau⸗Oberſchleſiſche 147% Br. Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Märkiſche 3½ % 70% Br. Köln⸗Mindener 3 7% 76 Br. Friedrich: Wilhelms: 


Nordbahn 42% Br. € 
155 F R 2 erlin, den 24. Auguſt. 
die Wein: und Bierhalle am Ringe Nr. 48. (Cours⸗Bericht.) Eiſenbahn⸗ Aktien: Ahle dene 3% 2 78 ½ u. ½ bez 
Neue ott Voll⸗ Herin e Prior. 4½ % 90%, bez. Krakau⸗Oberſchleſiſche 4% 433, Kleini bez. u. Br. Nieder⸗ 
f 0 Rx: bi g ſchleſiſche 3 / 0% 69% etw, bez., Prior, 4% 82 bez., Prior. 5% | Gld., Ser. III. 5% 
in u und 888 Gebinden, empfin⸗ | 90%, bez. Oberſchleſiſche Litt. A 3½% 91 ½ bez. u. Br., kalt. B 91½ bez. u. Br. 
gen un ag illigſt: * Rheiniſche 55 Br., Prior. 4% 70 ½ Br. Poſen⸗Stargard 4% 67%, bez. u. Br. — Quit⸗ 
+ a un 12 tungs Bogen: Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn 4% 43 à 42% bez. — Fonds⸗ und 
n 5 ſſerſtraße 14. Geld⸗Sorten: Staats⸗Schuld⸗Scheine 3% % 74% etw. bez. u. Br. eehandlungs⸗ 
u als a tion De SSH E au Samson. 8 ſind Wohnun⸗ Western a 50 Rtl. 87%, Br. Poſener nn 4% 96%, etw. bez., neue 3 
ere iſt in der Ex gen 24, 30 und 36 Rtl. mit Kochöfen | ® etw. bez. iedrichsd'or 1133, Br. isd'or 1125 2 briefe 
Zeitung einzuſehen. Siebenhubenerſlraße Nr. 1. N Ya a em 8 A ER . 


4% alte 89 bez., neue 88 ½ etw. bez. 
Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. ö 


Redakteur Nimbe, . 


1 


